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1. Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - 
befindet sich in der Gemarkung Schmehausen (Flure 4 und 5) und wird begrenzt durch 

• die Südgrenze des Flurstücks 189 (Flur 5, Siegenbeckstraße), 

• die Westgrenzen der Flurstücke 89 (Flur 5) und 453 (Flur 4, beide Straße Schmehauser Feld), 

• einem geradlinigen Übersprung des Flurstücks 369 (Flur 4, Geithebach), 

• einem circa 131 m langen Teilstück der Westgrenze des Flurstücks 454 (Flur 4, Schmehauser 
Feld), 

• einer circa 34 m langen, rechtwinklig Richtung Westen abgehenden Linie, 

• einer rechtwinklig Richtung Süden abknickenden Verbindung zur Nordgrenze des Flurstücks 
454, 

• einem circa 142 m langen Teilabschnitt der Nordgrenze des Flurstücks 454, 

• eine in einem Winkel von circa 157° Richtung Nordwesten abknickenden Linie (gedachte 
Verlängerung der Nordkante des Hafenbeckens), 

• eine in einem Winkel von circa 30° Richtung Westen abknickenden Linie zur Nordgrenze des 
Flurstücks 344 (Flur 4, Datteln-Hamm-Kanal), 

• die Nordgrenze des Flurstücks 344, 

• die Ostgrenze des Flurstücks 366 (Flur 4), 

• einen geradlinigen Übersprung des Flurstücks 369 (Flur 4, Geithebach), 

• die Ost- und Nordgrenzen des Flurstücks 351 (Flur 4) sowie 

• die Ostgrenze des Flurstücks 464 (Flur 4, Autobahn A2). 
 
Die genauen Gebietsgrenzen sind dem Bebauungsplan zu entnehmen. 
 

 
Abb. 1: Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 
 
Der circa 17,8 ha große Geltungsbereich befindet sich im östlichsten Teil des Stadtgebietes im 
Stadtbezirk Hamm-Uentrop, dort im Ortsteil Schmehausen. Nördlich grenzt die Siegenbeckstraße, 
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südlich das Hafenbecken des Datteln-Hamm-Kanals und westlich die Bundesautobahn A2 an. Das 
Kohlekraftwerk Westfalen liegt östlich des Plangebietes. Von Osten nach Südwesten fließt die 
Geithe durch das Plangebiet. 
 
Der insgesamt circa 473.475 m² große Geltungsbereich des Ursprungsbebauungsplans Nr. 02.089 
- Siegenbeckstraße - umfasste zusätzlich den nördlich anschließenden Bereich zwischen der 
Siegenbeckstraße, der Lippestraße und der Autobahn A2. 
 
 

2. Planungsanlass und Planungsziele 

Der Bebauungsplan Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - ist im Jahr 1999 aufgestellt worden, um im 
Sinne einer Arrondierung des bereits bestehenden Industrieschwerpunktes Uentrop ein Industrie-
gebiet insbesondere für solche Betriebe zu entwickeln, die aufgrund ihrer Produktionsbedingungen 
große Abstände zu empfindlichen Nutzungen (z.B. Wohnen) erfordern. Besondere Merkmale der 
Fläche sind die Möglichkeit zur trimodalen Verkehrsanbindung über die Autobahn A2 (Anschluss-
stelle Hamm-Uentrop), den Datteln-Hamm-Kanal sowie die Anschlussmöglichkeit an die Eisen-
bahnstrecke der Regionalverkehr Ruhr-Lippe-GmbH (RLG), die günstigen immissionsschutz-
mäßigen Voraussetzungen (großer Abstand zur Wohnbebauung, Nachbarschaft zum Industrie-
gebiet Uentrop und dem Gelände des Kraftwerks Westfalen) und auch die Möglichkeit zur 
Ansiedlung von Industriebetrieben mit einem vergleichsweise großen Flächenbedarf. 
 
Nachdem die Flächen südlich der Siegenbeckstraße zuvor als Baustelleneinrichtungsfläche für das 
Kraftwerk Westfalen sowie als Freifläche genutzt worden sind, möchte die Eigentümerin diese 
Bereiche nun einer gewerblichen bzw. industriellen Nutzung zuführen. Da aber die Geithe nicht 
mehr - wie zuvor geplant - verrohrt verlegt, sondern in ihrem derzeitigen Verlauf planungsrechtlich 
gesichert werden soll, und auch aufgrund veränderter Vorstellungen zur Ansiedlungserschließung 
die Planstraße von ihrer zentralen Lage an den Randbereich verschoben werden soll, ist eine 
Anpassung des bestehenden Planungsrechts erforderlich.  
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - wird im sogenannten Voll-
verfahren gemäß §§ 2ff des Baugesetzbuches (BauGB) durchgeführt. 
 
 

3. Beschreibung des Plangebietes / Städtebaulicher Bestand 

Das westliche und nördliche Umfeld des Plangebietes ist vor allem von gewerblichen und 
industriellen Nutzungen geprägt, die jenseits der Autobahn A2 und der Siegenbeckstraße liegen. 
Die baulichen Strukturen variieren zwischen großen Stellplatzanlagen und zumeist großvolumigen 
Hallengebäuden. Das östlich gelegene Kraftwerk stellt für das Gebiet eine maßstäbliche 
Besonderheit dar. Zwischen dem Bebauungsplanbereich und dem Kraftwerksgelände liegen 
weitere Schotterflächen und Grünland. Südlich des Vorhabenbereiches liegt das Hafenbecken des 
Datteln-Hamm-Kanals und jenseits des Kanals ein zusammenhängendes Waldgebiet. 
 
Das Kraftwerk Westfalen ist nach Beschluss im Dezember 2020 im Zuge einer bundesweiten Still-
legungsaktion für Steinkohlekraftwerke zum 31.12.2020 vom Netz genommen worden. Vor einer 
endgültigen Abschaltung war vom zuständigen Übertragungsnetzbetreiber noch zu überprüfen, ob 
die Anlage Systemrelevanz hat und in die Netzreserve überführt werden muss. Die Stilllegung 
wäre ansonsten zum 01.07.2021 erfolgt. Der Genehmigungsbescheid der Bezirksregierung zum 
Betrieb des Steinkohlekraftwerkes hat somit vorläufig noch Bestand. Nach derzeitigem Stand (April 
2021) ist das Kraftwerk Westfalen vom Netzbetreiber Amprion als systemrelevant eingestuft 
worden. Der Netzbetreiber hat der Bundesnetzagentur empfohlen, das Kraftwerk noch nicht 
stillzulegen, sondern für Notfälle in die staatliche Netzreserve zu stellen. Der Netzbetreiber 
empfiehlt stattdessen, dort einen Phasenschieber zu installieren, der mit sogenannter Blindleistung 
das Netz stabilisieren kann. Wirklich Strom produzieren soll das Kraftwerk demnach nicht mehr. 
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Der circa 177.817 m² große Planungsbereich wird durch die von Osten in Richtung Südwesten 
abfließende Geithe aufgeteilt. Nördlich des Geithebachs liegen überwiegend Schotterflächen, die 
im Rahmen des Neubaus der Blöcke D und E des Kraftwerks Westfalen als Vormontagefläche 
genutzt wurden. Südlich der Geithe sowie auf einer kleineren Fläche nordwestlich der Geithe ist 
Grünland ausgeprägt. Diese Flächen werden mit Schafen extensiv beweidet. Große Bäume sind 
nur entlang der Geithe in Form einzelner Pappeln vorzufinden. 
 
Das Plangebiet wurde von circa 1829 bis etwa 1955 landwirtschaftlich als Hofstellen mit Ackerland, 
Grünland (Wiese), Waldfläche, Bach, Gräben, Feldwege und Teiche genutzt. In den 1960er Jahren 
entstanden auf dem östlichen Teil des Areals aufgrund der Errichtung der ersten baulichen 
Anlagen des Kraftwerks und des Ausbaus des Datteln-Hamm-Kanals Ablagerungen, Verfüllungen 
und kleine Aufschüttungen sowie Lagerplätze. Über die Art des Materials liegen keine 
Informationen vor. 
 
Das Untersuchungsgebiet wird von circa zwei Meter mächtigen zum Teil kiesigen Fein- bis Mittel-
sanden (Niederterrasse) eingenommen. Im Liegenden folgt der Oberkreidemergel. Die Nieder-
terrasse weist hier eine Durchlässigkeit von circa 10-4 m/s (gut durchlässig) auf. Eine südlich der 
Geithe gelegene Fläche ist vermutlich mit Bodenmaterial angeschüttet worden (siehe hierzu auch 
Kapitel 8.1. Altlasten). 
 
Für den größten Bereich im Norden und im Westen des Untersuchungsgebietes beträgt der 
mittlere Flurabstand zwischen 1,5 und 3 m unter Gelände. Ein kleinerer Bereich im Südosten ist 
als Industriefläche eingetragen. Der mittlere Grundwasserspiegel liegt bei etwa 63 bis 64 m über 
Normalhöhe Null. Das Gefälle ist im nördlichen Bereich des Plangebietes nach Nordosten, Osten 
und Südosten, im südlichen Bereich nach Nordwesten gerichtet. 
 
 

4. Vorhandene Planung 

4.1. Regionalplanung 

Der Regionalplan setzt den Rahmen für die gemeindeübergreifende (interkommunale), räumliche 
Entwicklung auf der Ebene der Regierungsbezirke bzw. des Gebietes des Regionalverbandes 
Ruhr. 
 
Der Regionalplan - Teilabschnitt Oberbereich Dortmund - westlicher Teil - stellt die Fläche als 
Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) dar (siehe Abbildung 2). Die westlich 
angrenzende Autobahn A2 wird als Straße für den vorwiegend großräumigen Verkehr und der 
südlich liegende Datteln-Hamm-Kanal als Wasserstraße mit Güterumschlaghafen abgebildet. 
 

    
Abb. 2: Auszug Regionalplan (unmaßstäblich)           Abb. 3: Auszug Flächennutzungsplan (unmaßstäblich) 
 



Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße -         4 

 

 

4.2. Flächennutzungsplanung 

Ein Flächennutzungsplan (FNP) wird für das gesamte Gemeindegebiet aufgestellt und enthält die 
sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach 
den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen. Seine Darstellungen sind 
nicht parzellenscharf und nur behördenverbindlich. 
 
Der überwiegende Teil des Bebauungsplanänderungsbereiches wird im seit dem 13.12.2008 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Hamm als gewerbliche Baufläche dargestellt (siehe 
Abbildung 3). Im westlichen Randbereich wird zur außerhalb gelegenen und als überörtliche 
Hauptverkehrsstraße ausgewiesenen Autobahn A2 ein Streifen als Wald abgebildet. Im nördlichen 
Planbereich sind als Entsorgungsflächen - Abwasser zwei Entsorgungsflächen eingetragen. Im 
südöstlichen Teil ist ein Bereich als Fläche für die Ver- und Entsorgung in Form eines 
Regenrückhaltebeckens gekennzeichnet. Die Geithe zerteilt als ausgewiesene Wasserfläche das 
Plangebiet. Entlang der nördlichen Geltungsbereichsgrenze parallel zur Siegenbeckstraße ist die 
Versorgungsleitung Wasser unterirdisch NW 300 W eingetragen. 
 
Der Bebauungsplan kann somit gemäß § 8 (2) BauGB inhaltlich aus den Darstellungen des 
Flächennutzungsplans abgeleitet werden. Die im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 02.089 im 
südöstlichen Bereich festgesetzte Versorgungsfläche - Regenrückhaltebecken (RRB) und Klär-
becken - ist nicht Teil des Geltungsbereiches der 3. Änderung, der Flächennutzungsplan ist hier 
und generell nicht parzellenscharf. 
 

4.3. Verbindliche Bauleitplanung / Baugebietsplanung 

Planungsrecht für den Änderungsbereich besteht durch den seit dem 04.08.1999 rechtskräftigen 
Bebauungsplan Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - in der Fassung der 2. (vereinfachten) Änderung, 
der zudem den nördlich anschließenden Bereich zwischen der Siegenbeckstraße, der Lippestraße 
und der Autobahn A2 überplant (siehe Abbildung 4). Ziel des circa 47 ha großen Bebauungsplans 
war im Sinne einer Arrondierung des bereits bestehenden Industrieschwerpunktes Uentrop vor 
allem die Ansiedlung von Industriebetrieben mit einem vergleichsweise großen Flächenbedarf. 
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Abb. 4: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - 
 
Ausgewiesen wird im Bereich der Bebauungsplanänderung größtenteils ein Industriegebiet, das 
durch eine von der Siegenbeckstraße in südlicher Richtung verlaufenden Planstraße mit 
Wendeanlage erschlossen werden sollte. Die Geithe sollte in diesem Bereich von seinem 
bestehenden Bachlauf verlegt und verrohrt am südlichen Planbereich entlang über Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte gesichert verlegt werden. Der Saalkampweg ist als öffentliche Verkehrsfläche 
aufgenommen und am östlichen und südlichen Geltungsbereichsrand werden öffentliche Grün-
flächen ausgewiesen. Eine Bahnanlage ist nachrichtlich aufgenommen worden. 
 
Die geplante Verlegung der Erschließungsstraße sowie die Sicherung des Bachlaufes der Geithe 
machen eine Änderung des Bebauungsplans erforderlich. Diese wird im sogenannten Voll-
verfahren gemäß §§ 2ff BauGB durchgeführt. 
 

4.4. Informelle Planung: Klimaaktionsplan und Klimafolgenanpassungskonzept 

Die Stadt Hamm hat im Juli 2019 beschlossen, dass sie die Klimakrise als dringendes Problem 
anerkennt und Maßnahmen für mehr Klimaschutz ergreifen wird. Hierzu hat sie wie etliche Städte 
in Deutschland den sogenannten Klimanotstand ausgerufen. Um die bisherigen Klimaschutz-
bemühungen zu bündeln, weiter voranzutreiben und um weitere effektive Maßnahmen zu 
ergänzen, wurde „Der kommunale Klimaaktionsplan Hamm 2020 - 2025“ entwickelt und im 
Dezember 2019 beschlossen. Dieser beinhaltet Maßnahmen des Umwelt-, Klima- und Arten-
schutzes in unterschiedlichen Aktionsfeldern, er soll als Daueraufgabe gesehen und entsprechend 
fortgeschrieben werden. Im Themensektor „Bauen, Planen, Wohnen, Leben“ soll u.a. über die 
Entwicklung eines Handlungsprogramms für Klima- und energetische Ziele ein Leitfaden für die 
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kommunale Bauleitplanung über die Einzelfälle hinaus geschaffen werden. Ein solches Programm 
soll über einen Beschluss des Rates gemäß § 1 (6) Nr. 11 BauGB als abwägungsrelevantes 
Konzept stärkere Kraft entfalten. Auch wenn ein solches Konzept für die Bauleitplanung mit 
konkreten Festsetzungsvorschlägen und Maßgaben derzeit noch erarbeitet wird und somit noch 
nicht als Grundlage zur Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung dienen kann, sollen die mit 
dem Klimaaktionsplan verfolgten Ziele dennoch auch hier schon berücksichtigt werden. 
 
Des Weiteren hat der Rat der Stadt Hamm in seiner Sitzung am 23.03.2021 ein „Klimafolgen-
anpassungskonzept“ (KFAK) beschlossen. Mit diesem Konzept soll der Rahmen für die Klima-
folgenanpassung in der Stadt Hamm gesteckt werden. Es wurde eine Gesamtstrategie entwickelt, 
mit der die Stadt Hamm die Risiken des zunehmenden Klimawandels systematisch und dauerhaft 
abfedern, aber auch die mit dem Klimawandel verbundenen Chancen gemeinsam mit der Hammer 
Bürgerschaft nutzen kann. Hierzu wurden ein Leitbild und dazu passende Ziele formuliert, 
zahlreiche Maßnahmen sollen das Grundgerüst für die Arbeit mit der Anpassung an den 
Klimawandel vorgeben. Thematisiert wurden hier u.a. auch die Möglichkeiten der Raum-, 
Regional- und Bauleitplanung beispielsweise zur Anpassung an Hitzeperioden und Starkregen-
ereignisse. 
 
Im Rahmen der Festsetzungen der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 werden zur 
Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung zum Teil Ge- und 
Verbote festgesetzt, zum Teil sollen Anreize geschaffen werden, um eine klimagerechte Gebiets-
entwicklung zu unterstützen. Zu den betreffenden Festsetzungen wie der Gewässererhaltung und 
Verbreiterung des Gewässerrandstreifens zur naturnahen Gestaltung der Geithe sowie sonstiger 
Durch- und Begrünungsmaßnahmen wie der Oberflächengestaltung, Dach-, Fassaden- und 
Stellplatzbegrünung sind entsprechende Begründungen in das Kapitel 5. Inhalt des 
Bebauungsplans und das Kapitel 6. Natur und Umwelt aufgenommen. In diesem Zusammenhang 
ist jedoch auch darauf hinzuweisen, dass die Bauleitplanung generell an die gesetzlichen 
Vorgaben des Baugesetzbuches und der Landesbauordnung Nordrhein-Westfalens gebunden ist 
und die Aufgaben der Bebauungsplanung ausschließlich auf die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung beschränkt sind. 
 

4.5. Landschaftsplanung 

Das Gebiet liegt außerhalb des Geltungsbereiches der Landschaftspläne. 
 
 

5. Inhalt des Bebauungsplans 

Die maßgeblichen Inhalte der Bebauungsplanänderung sind die planungsrechtliche Sicherung des 
derzeitigen Verlaufes der Geithe gegenüber einer zuvor geplanten Verrohrung sowie die 
Verlagerung der Planstraße von ihrer vorigen zentralen Lage an den östlichen Randbereich. 
 
Die Fläche der Geithe, die zuvor noch in ein Industriegebiet umgewidmet werden sollte, wird nun 
als Wasserfläche mit einer beidseitig verlaufenden öffentlichen Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung - Gewässerrandstreifen - ausgewiesen, um eine naturnahe Gestaltung des 
Gewässers herstellen und ein gesamtplanerisches wasserwirtschaftliches Konzept für den Plan-
bereich umsetzen zu können. Die für eine Verrohrung und Verlegung der Geithe zuvor fest-
gesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind damit obsolet und entfallen. Da das neue 
Entwässerungskonzept nun vorsieht, das anfallende Oberflächenwasser nach einer Rückhaltung 
in die Geithe einzuleiten, wird zudem im Bereich nordwestlich der Geithe eine Fläche für die 
Wasserwirtschaft mit der Zweckbestimmung - Hochwasserrückhalteraum - ausgewiesen. 
 
Die östlich an die Autobahn A2 bzw. den Saalkampweg angrenzenden Bereiche werden nun nicht 
mehr als öffentliche Grünflächen mit einer textlichen Festsetzung zu Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, sondern direkt als Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 9 (1) 
Nr. 20 BauGB festgesetzt. Inhaltlich ändert sich hierdurch nichts. 
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Um zusätzlich zu den bereits genannten Änderungen und Vergrößerungen der ausgewiesenen 
Grünflächen und trotz bzw. wegen der großflächigen Ausweisung eines Industriegebietes einen 
weniger einschränkenden ökologischen und städtebaulichen Effekt erzielen zu können, wurden die 
Vorgaben zur Dachbegrünung erhöht. Zuvor hatte bei Dächern von Dachflächen bis zu einer 
Neigung von 20° und von über 500 m² Größe von Büro- und Verwaltungsgebäuden oder 
Gebäudeteilen, die zu Büro- und Verwaltungszwecken genutzt werden, der Anteil an extensiver 
Dachbegrünung mindestens 10 % oder der Anteil an intensiver Dachbegrünung mindestens 5 % 
zu betragen. Die Beschränkung auf bestimmte Gebäudenutzungen und Mindestdachflächen-
größen sowie maximale Dachneigungen ist entfallen, sodass nun alle Dachflächen zu begrünen 
sind. Bauliche Anlagen mit einer Deckenspannweite von weniger als 7,2 m sind dabei vollflächig 
extensiv zu begrünen. Bei Gebäuden mit größeren Deckenspannweiten kann aus statischen 
Gründen in der Art der Dachbegrünung variiert werden, maßgeblich ist hier der zu erreichende 
(mittlere) Abflussbeiwert der gesamten Dachfläche von maximal 0,5. Die Anbringung von 
Photovoltaik- und Solaranlagen bleibt jeweils explizit zulässig. 
 
Zur Konkretisierung und Einpassung der vorgegebenen Pflanzmaßnahmen in die natürliche 
Vegetation des Plangebietes und seiner Umgebung ist eine Pflanzliste mit heimischen bzw. 
eingebürgerten, standortgerechten Arten hinzugefügt worden. 
 
Die mit einer Wendeanlage abschließende Planstraße zur Erschließung des Gebietes wird von der 
zuvor zentralen Lage an den östlichen Geltungsbereichsrand verlagert, um nachfrageorientiert 
größere zusammenhängende Industrieflächen ausweisen zu können. Die zuvor festgesetzten 
Sichtwinkelbereiche und Vorgaben zu Bepflanzungen in diesen Kreuzungsbereichen können 
entfallen. 
 
Die nur nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommene Bahnanlage soll nun nicht mehr von 
Norden kommend im Südosten des Plangebietes enden, sondern bis an die östliche Plan-
bereichsgrenze weitergeführt werden, um eine Anbindung an die bestehenden Gleisanlagen des 
Kraftwerksgeländes zu ermöglichen. 
 
Nicht mehr benötigt werden die zuvor südlich der Siegenbeckstraße in der nordöstlichen Ecke des 
Geltungsbereiches festgesetzten Versorgungsflächen für zwei Trafostationen und eine Gasdruck-
station. Dieser Bereich wird durch die Verlagerung der Planstraße nun als öffentliche Verkehrs-
fläche ausgewiesen. 
 
Die innerhalb des ausgewiesenen Industriegebietes zulässigen Arten von Betrieben und Anlagen 
werden weiterhin gemäß Abstandserlass NRW anhand der Mindestabstände zu umliegenden 
schutzbedürftigen Wohnnutzungen festgelegt. Hierzu wird statt des im Ursprungsbebauungsplan 
angewandten Abstandserlasses von 1994 nun die aktuelle Fassung von 2007 zur Anwendung 
gebracht. 
 
Die zuvor ausnahmsweise zulässigen, aber in ihrer Lage innerhalb der Betriebsgebäude 
eingeschränkten Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter sind generell ausgeschlossen worden. 
 
Um positiv Einfluss auf das äußerliche Erscheinungsbild des Areals zu nehmen, wurde die 
Vorgabe in die Bebauungsplanänderung aufgenommen, dass in dem gesamten Planbereich Ver- 
und Entsorgungsleitungen sowie sämtliche Niederspannungs- und Telekommunikationsleitungen 
unterirdisch zu verlegen sind. 
 
Zur gestalterischen Aufwertung und Auflockerung sind zudem Vorgaben zur Einschränkung von 
möglichen Werbeanlagen sowie von potentiell entstehenden Lichtemissionen in die Bebauungs-
planänderung aufgenommen worden. 
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Die auf der Planurkunde verzeichneten Hinweise zum Denkmalschutz, zu Altlasten sowie zur 
Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone der Autobahn A2 sind an den aktuellen Stand 
angepasst worden. Weitere Hinweise zu Kampfmitteln, der Erdgashochdruckleitung und dem 
Nachrichtenkabel, dem Artenschutz, DIN-Normen und sonstigen Quellen sowie den Kontaktdaten 
sind zudem im Rahmen der Bebauungsplanänderung ergänzt worden. 
 
Die erst im Laufe des Verfahrens zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 beschlossene 
und bekannt gewordene Übernahme des Kraftwerks Westfalens in die Netzreserve bzw. eine 
eventuell erst noch zu erfolgende Aufhebung der Betriebsgenehmigung haben auf das 
Festsetzungsgefüge des Bebauungsplans keine Auswirkungen. Hierdurch werden keine 
Änderungen erforderlich, die städtebaulichen Zielsetzungen für das Plangebiet bleiben 
unverändert. 
 
Die Inhalte der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - werden im 
Folgenden genauer erläutert und städtebaulich begründet. 
 

5.1. Erschließung 

Die Erschließung des Bebauungsplangebietes der 3. Änderung erfolgt über die Siegenbeckstraße 
sowie eine geplante Stichstraße, die mit einer Wendeanlage abschließt. Diese öffentliche 
Verkehrsfläche soll in einer Breite von 15,60 Metern mit einer Fahrbahn, einem östlich 
anschließenden Gehweg sowie einem Straßenseitengraben ausgebaut werden. Durchgangs-
verkehr ist nicht vorgesehen, es soll sich um eine reine Erschließungsstraße für das geplante 
Industriegebiet handeln. 
 
Die Verbindung von der Kranstraße durch die Unterführung unter der Autobahn A2 und südlich 
über den Datteln-Hamm-Kanal auf den Saalkampweg wird durch den Bebauungsplan Nr. 02.089 
und seine 3. Änderung planungsrechtlich gesichert. Aufgehoben worden ist dagegen bereits in der 
damaligen Planung die Verbindung vom Saalkampweg zur Straße Schmehauser Feld, die dem 
Bau der hafenbezogenen Einrichtungen und Anlagen entgegenstehen würde. 
 
Die Verfügbarkeit der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur ist für die Ansiedlung von größeren 
Industriebetrieben eine wichtige Voraussetzung. Entsprechend berücksichtigt der Bebauungsplan 
die Nutzung von Schienen- und Wasserwegen durch die künftigen Betriebe als Option. Es werden 
die planerischen Voraussetzungen für den Bau eines Eisenbahnstammgleises für Güterzüge 
entlang der 40 m-Abstandszone zur Autobahn A2 (siehe auch Kapitel 5.3. Weitere planungs-
rechtliche Festsetzungen) geschaffen. Diese Bahnanlage wird als nachrichtliche Darstellung in den 
Bebauungsplan übernommen. Künftig ansiedelnde Unternehmen haben die Möglichkeit, einen 
Anschluss an das geplante Stammgleis auf ihrem Firmengelände zu realisieren. Das zuvor nur bis 
parallel des Hafenbereiches des Datteln-Hamm-Kanals geplante Stammgleis, das eine 
Kombination von Schifffahrt und Eisenbahn für den Güterverkehr ermöglichen sollte, wird dabei im 
Rahmen der 3. Änderung des Bebauungsplans bis an die östliche Planbereichsgrenze zur 
Anbindung an die bestehenden Gleisanlagen des Kraftwerksgeländes verlängert dargestellt. 
 
Die Nutzung des Datteln-Hamm-Kanals für den Güterverkehr ist grundsätzlich davon abhängig, 
welche Industriebetriebsarten künftig ansässig werden und ob sie die Schifffahrt als Güter-
transportmittel nutzen können. Entsprechend sind für den Hafenausbau im südlichen Plangebiet 
verschiedene Ausbauvarianten denkbar. Es ist grundsätzlich vorgesehen, den Ausbau 
entsprechend den künftigen Erfordernissen zu dem Zeitpunkt vorzunehmen, an dem aufgrund von 
Firmenansiedlungen die konkreten baulichen Anforderungen feststehen. Der Bebauungsplan 
berücksichtigt den Bau von maximal drei Anlegemöglichkeiten für Transportschiffe mit 
entsprechenden Umschlageinrichtungen. Die Bebauungsplangrenze verläuft im südlichen Bereich 
so, dass sie die drei möglichen Anlegestellen nicht in den Geltungsbereich einbezieht. 
 
Es wird somit im Rahmen der Bebauungsplanänderung die Möglichkeit einer trimodalen 
Anbindung des Industriegebietes geschaffen. Der Bebauungsplan ersetzt dabei aber nicht die 
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erforderlichen Planfeststellungsverfahren für die Planung und den Bau des Eisenbahnstamm-
gleises und des Hafenausbaus. 
 
Im Nordwesten des Bebauungsplangebietes sind in der Wanderkarte auf dem Saalkampweg ein 
Bez.-Verbindungsweg LVA und ein Stadtrundweg sowie in der Radwanderkarte ein fahrrad-
freundlicher Weg und ein NRW Radnetz eingetragen. Der Saalkampweg wird durch die 
angrenzenden festgesetzten Flächen zur Entwicklung von Natur und Landschaft von den 
ausgewiesenen Industrieflächen abgegrenzt und somit nicht zu deren verkehrlicher Erschließung 
genutzt. 
 
Die nächstgelegene Bushaltestelle „Kranstraße / Hindu-Tempel“ liegt westlich an der Siegenbeck-
straße in einer Entfernung von circa 400 m. Von hier verkehrt die Linie 33 zwischen der Uentroper 
Kirche über Werries und den Hammer Osten bis zum Hauptbahnhof Hamm im 60-Minuten-Takt. 
Die Taxibus-Linie T 32 verbindet diese Haltestelle zusätzlich mit dem Trianel Kraftwerk. Der Haupt-
bahnhof Hamm liegt circa 10,5 km westlich des Plangebietes. 
 

5.2. Bauliche Nutzung 

5.2.1. Art der Nutzung 
Ziel des Bebauungsplans ist es, ein Industriegebiet auszuweisen. Dieses wird nach dem ihm 
jeweils - z.B. hinsichtlich des Abstandes zur Wohnbebauung - zugeordneten Festsetzungsgefüge 
in mehrere Abschnitte gegliedert. Gemäß § 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dienen Industrie-
gebiete ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend solcher 
Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, 
Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe sowie Tankstellen. Ausnahmsweise zugelassen 
werden können Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 
Die ansonsten ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, werden dagegen ausgeschlossen. 
Die vorgesehenen bzw. möglichen Nutzungen im Gebiet sowie die unmittelbare Nähe zu der Lärm 
und Abgas emittierenden Autobahn A2 schränken die Wohnverträglichkeit ein. Die textliche 
Festsetzung aus dem Ursprungsbebauungsplan, die besagte, dass die gemäß § 9 (3) BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter nur innerhalb der Betriebsgebäude eingerichtet oder angebaut 
werden dürfen, ist durch zwischenzeitlich erfolgte Rechtsprechungen zudem als nichtig beurteilt 
worden. Diese Festsetzung sollte gewährleisten, dass der Gebietscharakter der industriellen 
Nutzung nicht gefährdet wird. Aus diesen genannten Gründen wird im Rahmen der 3. Änderung 
des Bebauungsplans vollständig auf die ausnahmsweise Zulässigkeit von Betriebswohnungen 
verzichtet. 
 
Da es sich wegen der Verkehrsgunst um einen hochwertigen Industrie- und keinen Versorgungs-
standort handelt, sollen nicht nur die Errichtung von Betrieben des großflächigen Einzelhandels (im 
Sinne des § 11 (3) BauNVO), sondern auch weitgehend jegliche Nutzung des kleinflächigen 
Einzelhandels ausgeschlossen werden. Gemäß § 1 (5) i.V.m. § 1 (9) BauNVO werden daher 
Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben, die sich ganz oder teil-
weise an Endverbraucher wenden, nicht zugelassen. Nur ausnahmsweise zulässig sind Verkaufs-
stellen von Handwerksbetrieben, die in einem unmittelbaren räumlichen und betrieblichen 
Zusammenhang mit den Handwerksbetrieben stehen und deren Vertriebssortiment an diesem 
Standort unter städtebaulichen Gesichtspunkten als unschädlich anzusehen ist. Die Kriterien dazu 
sind aus der planerischen Überlegung getroffen worden, dass die Ansiedlung von Einzelhandels-
betrieben an diesem Standort die Existenz vorhandener integrierter Versorgungsbereiche 
gefährden würde. So dürfen es keine Sortimente sein, die der Versorgung der Bevölkerung mit 
Gütern des täglichen Bedarfs dienen. Zweck ist, dass eine Versorgung für alle Bevölkerungs-
gruppen - auch der weniger mobilen - in wohnungsnahen oder aber mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln gut zu erreichenden zentralen Bereichen gedeckt und nicht durch eine Konzentration von 
derartigen Gütern an peripheren, nicht integrierten Standorten gefährdet werden soll. Des 
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Weiteren dürfen die angebotenen Waren kein city- bzw. zentrentypisches Sortiment umfassen. 
Damit soll verhindert werden, dass die Versorgungsfunktion der Zentren durch das Herauslösen 
von Sortimenten, die traditionell nur in zentralen Lagen angeboten werden, gefährdet wird. Im 
Rahmen des Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzeptes der Stadt Hamm aus dem Jahr 2019 
(2. Fortschreibung, BBE Handelsberatung GmbH, Köln) wurde die Hammer Liste zur Definition der 
nahversorgungs-, zentren- sowie der nicht-zentrenrelevanten Sortimente erstellt, auf die in diesem 
Zusammenhang zu verweisen ist. Diese Liste ist zudem als Anhang 3 dieser Begründung 
angefügt. 
 
Eine Unterteilung des Industriegebietes in mehrere Bereiche erfolgt durch unterschiedliche Fest-
setzungen u.a. zu zulässigen Betriebsarten aus Immissionsschutzgründen nach Anwendung des 
Abstandserlasses NRW (siehe Kapitel 7. Immissionsschutz) sowie zu zulässigen maximalen 
Gebäudehöhen (siehe Kapitel 5.2.2. Maß der baulichen Nutzung). 
 
Von Osten nach Südwesten durchfließt die Geithe das Plangebiet, sie ist als Wasserfläche fest-
gesetzt. Jeweils nördlich und südlich von dieser grenzen in einer Breite von jeweils etwa zehn 
Metern öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung - Gewässerrandstreifen - an. Die Geithe 
wird im Bebauungsplan zeichnerisch in ihrem derzeitigen Verlauf dargestellt. Unabhängig von 
diesem Bebauungsplanänderungsverfahren wurde ein wasserrechtliches Verfahren nach Wasser-
haushaltsgesetz und Landeswassergesetz zur wasserrechtlichen Erlaubnis der Einleitung von 
Niederschlagswasser in das Oberflächengewässer Geithe durchgeführt, das auch eine 
Umgestaltung der Geithe innerhalb des im Bebauungsplan als öffentliche Grünfläche dargestellten 
Gewässerentwicklungsstreifens beinhaltete. Hintergrund ist, dass zur Vermeidung einer Abfluss-
verschärfung und zum Schutz der Biozönose im Mittel- und Unterlauf der Geithe oberhalb des 
Dükers Datteln-Hamm-Kanal weiterer Rückhalteraum zu schaffen ist, der die durch neue Flächen-
versiegelungen bedingten Abflussverschärfungen kompensiert. Da dieser Hochwasserrückhalte-
raum möglichst im Geitheregime innerhalb des Bebauungsplangebietes bereitgestellt werden soll, 
soll hierzu die Geithe als Gewässer mit Sekundäraue naturnah ausgebaut bzw. umgestaltet 
werden. Durch die Schaffung bzw. Aufwertung dieser versickerungs- und verdunstungsoffenen 
Flächen werden zusätzlich die Auswirkungen auf das Lokalklima gemindert, was insbesondere vor 
dem Hintergrund der durch den Klimawandel ausgelösten Folgen wie Hitzewellen und 
Starkregenereignissen von besonderer Bedeutung ist. 
 
Eine nordwestlich der Geithe gelegene Fläche für die Wasserwirtschaft dient als Hochwasser-
rückhalteraum in Form einer Aue. Das auf den Gewerbeflächen anfallende Niederschlagswasser 
ist auf den privaten Grundstücken zurückzuhalten und bei Bedarf dezentral klärtechnisch zu 
behandeln, bevor es in die Geithe eingeleitet wird. Die erforderlichen Genehmigungen und 
Erlaubnisse sind von den jeweiligen Grundstückseigentümern einzuholen. Durch die getrennte 
Entwässerung von Regen- und Schmutzwasser kann das Wasser durch Verdunstung und 
Versickerung im natürlichen Wasserkreislauf gehalten werden; insbesondere bei Starkregen-
ereignissen wird so eine zusätzliche Belastung der Kanalisation vermieden. 
 
Östlich und westlich des Saalkampweges grenzen Flächen zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB, die festgesetzten Maßnahmen sind in Kapitel 6.2. 
Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft beschrieben. 
 
5.2.2. Maß der baulichen Nutzung 
Als Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB werden i.V.m. § 16 BauNVO eine 
Grundflächenzahl (GRZ), eine Baumassenzahl (BMZ) sowie die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen festgesetzt. Dabei gibt die Grundflächenzahl an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche und die Baumassenzahl, wieviel Kubikmeter Baumasse je 
Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
 
Der Bebauungsplan soll vor allem die Ansiedlung von Industriebetrieben mit einem vergleichs-
weise großen Flächenbedarf ermöglichen. Das Maß der baulichen Nutzung soll in dieser Hinsicht 
eine weitgehende Ausnutzung der Flächen für Betriebe und Anlagen gewährleisten. Aus diesem 
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Grund wird entsprechend der zulässigen Obergrenzen des § 17 (1) BauNVO für Gewerbe- und 
Industriegebiete die Grundflächenzahl auf höchstens 0,8 und die maximal mögliche Baumassen-
zahl auf 10,0 festgesetzt. Bei der festgesetzten, maximal zulässigen Höhe der Gebäude und von 
Teilen der Gebäude sollen die Belange von Orts- und Landschaftsbild beachtet werden. Außerdem 
werden die typischen betriebs- und gebäudebezogenen Anforderungen industrieller Nutzungen 
berücksichtigt. So ist im Bereich zur Siegenbeckstraße als Haupterschließungsachse des 
geplanten Industriegebietsteils innerhalb eines Abstandes von 25 m die Gebäudehöhe auf 14 m 
über Höhe der fertigen Straßenoberkante beschränkt. Ausnahmsweise darf die festgesetzte 
maximale Oberkante um 2,50 m durch z.B. notwendige Aufbauten für Aufzugschächte und 
technische Bauteile überschritten werden, soweit das geschlossene städtebauliche Erscheinungs-
bild nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 
 
Durch die Höhenbegrenzung wird die Raumkante in der Siegenbeckstraße auf ein gestalterisch 
verträgliches Maß begrenzt. Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass durch diese Festsetzungen der 
Lage dieses Industriegebietes und des westlich der Autobahn gelegenen Industriegebietes als 
Industrieband entlang des Datteln-Hamm-Kanals Rechnung getragen wird. Bei diesen Flächen 
bestimmen vorwiegend großdimensionierte industrielle Bauwerke die Ortsbildtypik dieses 
Bereiches. 
 

5.3. Weitere planungsrechtliche Festsetzungen 

Vorgaben zu der Stellung der baulichen Anlagen oder auch der Größe, Breite und Tiefe der Bau-
grundstücke werden nicht gemacht, um bei der Ansiedlung von Betrieben und Anlagen keine 
unnötigen Einschränkungen vorzugeben, die negative Folgen für den Wirtschaftsstandort haben 
könnten. 
 
Dem äußerlichen Erscheinungsbild des Areals dient die Vorgabe, dass in dem gesamten 
Planbereich Ver- und Entsorgungsleitungen sowie sämtliche Niederspannungs- und Tele-
kommunikationsleitungen unterirdisch zu verlegen sind. 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich mehrere mit Gehr-, Fahr- und Leitungsrechten belastete 
Flächen (siehe auch Kapitel 10.1. Versorgung des Plangebietes). 
 
Verschiedene Festsetzungen zu Begrünung und Anpflanzungen dienen der gestalterischen 
Aufwertung und Auflockerung im Bereich der möglichen baulichen Flächen sowie als grüne 
Abgrenzungen zu den Straßenräumen (siehe auch Kapitel 6.2. Eingriffe in Natur, Boden und 
Landschaft). 
 
So sind die Pflanzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen, der Eisenbahnlinie, dem 
Eisenbahnstammgleis und der Bachläufe mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu 
bepflanzen. Je 12 m Frontlänge ist ein heimischer, großkroniger Laubbaum (wie z.B. Stieleiche, 
Rotbuche, Esche o.ä.), Stammumfang mindestens 12 cm, gemessen in einem Meter Höhe und je 
10 m² fünf Sträucher, mindestens 80 cm hoch, zu pflanzen. Die Eingrünung muss durchgehend 
erfolgen mit Ausnahme der notwendigen Zu- und Ausfahrten. Die Pflanzliste mit zur Auswahl 
stehenden heimischen bzw. eingebürgerten, standortgerechten Arten ist Teil des Bebauungsplans. 
 
Die Dächer von baulichen Anlagen sind zu begrünen. Hierbei werden die Vorgaben je nach der 
Deckenspannweite der jeweiligen baulichen Anlage unterschieden, um so den Ausbau an die 
statischen Gegebenheiten anpassen zu können: 

• So sind bauliche Anlagen mit Deckenspannweiten von weniger als 7,2 m vollflächig extensiv 
zu begrünen. Ausgenommen sind hier Dachflächenbereiche, die für Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen oder für erforderliche haustechnische Einrichtungen genutzt 
werden. Auch eine intensive Dachbegrünung ist zulässig. Die Anbringung von Photovoltaik- 
oder Solaranlagen ist explizit zulässig. Die Dachflächen sind bei Anlage einer Begrünung mit 
einem mindestens 10 cm starkem, wasserspeicherndem Substrat zu versehen (Kiesfilter-
schichten, Dränplatten, Dränschüttungen, Wurzelschutzfolien, Vliese u.ä. gelten nicht als 
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wasserspeicherfähig). Die hergestellte Dachbegrünung ist dauerhaft funktionsgerecht zu 
erhalten. 

• Dächer von baulichen Anlagen mit großen Deckenspannweiten von mehr als 7,2 m sind 
mindestens in dem Maße extensiv zu begrünen, dass der Abflussbeiwert (hier mittlerer 
Abflussbeiwert Cm) der gesamten Dachfläche maximal 0,5 beträgt. Dachflächenbereiche, die 
für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen oder für erforderliche haustechnische 
Einrichtungen genutzt werden, bleiben bei der Berechnung des Abflussbeiwertes 
unberücksichtigt. Ein Nachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen. 
Auch eine intensive Dachbegrünung ist zulässig. Die Anbringung von Photovoltaik- oder 
Solaranlagen ist explizit zulässig. Die hergestellte Dachbegrünung ist dauerhaft funktions-
gerecht zu erhalten. 

Ausnahmsweise können für die zu begrünenden Dachflächen ebenerdige Ersatzflächen 
zugelassen werden. Diese sind im Verhältnis 1:1 mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
(Sträucher und Einzelgehölze mindestens 1,50 m hoch) in einem Pflanzverband mit Pflanz-
abständen von 1,50 m, mit heimischen, großkronigen Laubbäumen mit einem Stammumfang von 
mindestens 12 cm, gemessen in einem Meter Höhe (je 64 m² ein Baum), sowie mit Stauden und 
Gräsern zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist zusätzlich zu den festgesetzten Pflanzstreifen 
vorzunehmen. Auf diese Weise soll eine Aufwertung des städtebaulichen Ausdrucks bei gleich-
zeitiger Drosselung des Regenwasserabflusses sowie Verringerung des Versiegelungsgrades 
ermöglicht werden. Über ihren stabilisierenden mikroklimatischen Effekt hinaus sollen die Dach-
begrünungen zu einem ausbalancierten Feuchtigkeitshaushalt innerhalb des Industriegebietes 
beitragen. Gemäß den Vorgaben des abgeschlossenen wasserrechtlichen Verfahrens zur 
Umgestaltung der Geithe sind auf den Betriebsflächen des mit diesem Bebauungsplan 
ausgewiesenen Industriegebietes Retentionsräume zu erstellen, die auf eine Überlaufhäufigkeit 
eines zweijährigen Regenereignisses zu bemessen sind. Durch die mit der Festsetzung des 
Bebauungsplans vorgegebene Dachbegrünung mit ihrer Versickerungs- und Verdunstungs-
möglichkeit sowie ihrem verringertem Wasserabfluss fällt die rechnerisch erforderliche Regenrück-
haltung geringer aus. Gegebenenfalls kann - je nach Ausgestaltung und Versiegelung der 
sonstigen Grundstücksflächen - auf ein separates Regenrückhaltebecken auf dem jeweiligen 
Privatgrundstück sogar vollständig verzichtet werden. 
 
Die Ziele der Aufwertung des städtebaulichen Ausdrucks bei gleichzeitigem stabilisierendem 
mikroklimatischem Effekt sowie des Beitrags zu einem ausbalancierten Feuchtigkeitshaushaltes 
gelten ebenso bei Büro- und Verwaltungsgebäuden oder Gebäudeteilen, die zu Büro- und 
Verwaltungszwecken genutzt werden. Hier sind mindestens 30 % der Wandflächen fensterloser 
Fassaden mit einer Länge von mehr als 20 m mit Kletterpflanzen im artengerechten Abstand zu 
begrünen. 
 
In die Planzeichnung sind der befestigte Fahrbahnrand der Autobahn A2, die 40 Meter Anbau-
verbotszone sowie die 100 Meter Anbaubeschränkungszone nachrichtlich aufgenommen worden. 
Hochbauten jeglicher Art (folglich auch Werbeanlagen oder Gleisanlagen) in der Anbauverbots-
zone (40 m vom befestigten Fahrbahnrand der A2) sind gemäß § 9 (1) i.V.m. § 9 (6) Bundesfern-
straßengesetz (FStrG) und den Richtlinien zur Werbung an Bundesautobahnen vom 17.09.2001 
aus straßenverkehrs- und straßenrechtlicher Sicht unzulässig. Werbeanlagen in der Anbau-
beschränkungszone (40 bis 100 m vom befestigten Fahrbahnrand der A2) bedürfen gemäß § 9 (2) 
FStrG der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde. Jede einzelne Werbeanlage ist 
daher gesondert zu beantragen. Über die Anbaubeschränkungszone des Bundesfernstraßen-
gesetzes hinaus, d.h. auch in einem Abstand von mehr als 100 Metern vom befestigten Fahrbahn-
rand, kann eine Werbeanlage nach den straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften des § 33 Straßen-
verkehrsordnung (StVO) unzulässig sein. Daher ist die Beteiligung der zuständigen Bezirks-
regierung zwingend erforderlich. 
 
Ebenfalls nachrichtlich übernommen worden ist die für das gesamte Bebauungsplangebiet 
geltende Darstellung als Fläche mit vermutetem Bodendenkmal (siehe hierzu Kapitel 9. Denkmal-
schutz). Angaben zum Bergbau finden sich in Kapitel 8.3. Bergbau. 
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5.4. Örtliche Bauvorschriften 

Wesentliche städtebauliche Gestaltungselemente sind bereits durch die oben dargelegten Fest-
setzungen zur Grundflächen- und Baumassenzahl, zur Gebäudehöhe und zu den überbaubaren 
Flächen bestimmt. Weitere gestalterische Regelungen werden gemäß § 9 (4) BauGB in 
Verbindung mit § 86 Bauordnung NRW (BauO NRW) getroffen und beziehen sich auf wenige 
Rahmenfestsetzungen, mit denen eine geordnete städtebauliche Entwicklung des Industrie-
gebietes gesichert werden soll. Dabei handelt es sich um Vorgaben zur Begrünung von Stellplatz-
anlagen, der Örtlichkeit und Höhe von Werbeanlagen, der zulässigen Beleuchtung sowie der 
Gestaltung und Instandhaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke und den Einfriedungen 
der Grundstücke. 
 
So ist zur gestalterischen Aufwertung und Auflockerung im Bereich von auf den Bauflächen 
entstehenden offenen Kfz-Stellplatzflächen oder Stellplatzanlagen pro angefangene sechs Stell-
plätze mindestens ein großkroniger heimischer Laubbaum (wie z.B. Stieleiche, Rotbuche, Eiche 
oder ähnliches) anzupflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzen. Der Stamm-
umfang hat hier mindestens 12 cm gemessen in einem Meter Höhe über Erdboden zu betragen. 
Die Abstände zwischen den einzelnen Bäumen müssen mindestens acht Meter betragen. 
 
Zur Verbesserung der ökologischen Verhältnisse in ihrer Oberflächenbeschaffenheit sind in den 
Industriegebieten die ungenutzten Betriebsflächen zu erhalten und der Sukzession oder einer 
extensiven Pflege zuzuführen. Durch die verdunstungs- und versickerungsoffenen Flächen kann 
das Wasser im natürlichen Wasserkreislauf gehalten werden. 
 
Um die außenwirksamen Schauseiten zu den innerhalb und außerhalb des Industriegebietes 
liegenden Straßen einer möglichst ansprechenden Gestaltung zuzuführen, sind Grundstücks-
einfriedungen durch Mauern, Zäune und Hecken entlang der öffentlichen Verkehrsflächen nicht 
zulässig. Sie sind nur zulässig, wenn der Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche in Breite des 
jeweils festgesetzten Pflanzstreifens (Pflanzgebot) eingehalten wird. 
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie sind an Gebäuden der 
architektonischen Gestaltung der Gebäudefassaden unterzuordnen und nur unterhalb der Traufe 
anzubringen. Zusätzlich sind Fahnenmasten bis zu einer Gesamthöhe von zehn Metern über der 
Höhe der Siegenbeckstraße zulässig. Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem und 
bewegtem Licht (Dreh-, Wechsel-, Blinklicht, Videos), elektronische Lichtlaufbänder sowie Licht-
werbungen in grellen Farben (z.B. Neonlicht). 
 
Im Einzelfall können Maßnahmen zur Minderung der Lichtemissionen erforderlich sein. Diese sind 
jeweils auf das konkrete Vorhaben abzustimmen. Hier sind speziell die Hinweise über die 
schädliche Einwirkung von Beleuchtungsanlagen auf Tiere - insbesondere auf Insekten und Vögel 
- und Vorschläge zu deren Minderung zu beachten. Die Einhaltung der entsprechenden Richtwerte 
(siehe hierzu: Lichtimmissionen, Messung, Beurteilung und Verminderung, Gemeinsamer Rund-
erlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz - 
V-5 8800.4.11 - und des Ministeriums für Bauen, Wohnen Stadtentwicklung und Verkehr - VI.1 - 
850 vom 11.12.2014) ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
 
 

6. Natur und Umwelt 

6.1. Rechtliche Grundlage / Verfahren 

Gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umwelt- 
und Naturschutzes sowie der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Da es sich bei der Aufstellung 
dieser Bebauungsplanänderung um die Anwendung des Vollverfahrens handelt, wird gemäß § 2 
(4) BauGB für die genannten Belange eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden. Deren 
Ergebnisse werden in einem Umweltbericht zusammengefasst, der den zweiten Teil dieser 
Begründung zum Bebauungsplan bildet. 
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6.2. Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft 

6.2.1. Bilanzierung 
Gemäß § 1a (3) Satz 6 BauGB ist der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen 
in § 1 (6) Nr. 7a BauGB bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz) nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt sind oder zulässig waren. 
 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 02.089 ist eine Umweltverträglichkeitsstudie 
(UVS Siegenbeckstraße, Stand 1994) erstellt worden, die auch den Rahmen für die als Ersatz 
vorgesehenen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen vorgegeben hat. Durch die 3. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 02.089 werden die Festsetzungen zu dem geplanten Industriegebiet 
bestätigt, allerdings dessen Größe und damit auch die Größe der möglichen überbaubaren Fläche 
in Teilen verringert, da die Geithe in ihrer Lage mit einem zusätzlichen Gewässerrandstreifen 
planungsrechtlich gesichert und eine weitere Fläche für die Wasserwirtschaft eingerichtet werden 
sollen. 
 
Die im Änderungsbereich gelegenen und dem internen Ausgleich dienenden Flächen werden nun 
als Flächen zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB ausgewiesen 
(zuvor öffentliche Grünflächen bzw. Industriegebietsteile mit der jeweiligen zusätzlichen Fest-
setzung einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft). Diese Flächen östlich der Autobahn A2 und des Saalkampweges sind in ihrer Ober-
flächenbeschaffenheit unverändert zu belassen. Die bestehende Vegetation ist zu erhalten und in 
der Gehölzzusammenstellung entsprechend der potentiellen natürlichen Vegetation weiterzu-
entwickeln. Der Gehölzsaum soll über mittelhohes und hohes Grasland, Gebüschzone, niedrig 
wachsende Bäume und einzelne Sträucher bis zur Zone der Waldbäume gegliedert und vielstufig 
aufgebaut sein. Pflegeeingriffe sind auf das erforderliche Maß zu beschränken. 
 
Des Weiteren werden Pflanzstreifen als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen. Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB festgesetzt. Die Pflanzstreifen entlang der 
öffentlichen Verkehrsflächen und der Bahnanlagen sind mit heimischen, standortgerechten Laub-
gehölzen zu bepflanzen. Je zwölf Meter Frontlänge ist ein heimischer, großkroniger Laubbaum 
(wie z.B. Stieleiche, Rotbuche, Esche oder ähnliches), Stammumfang mindestens 12 cm, 
gemessen in einem Meter Höhe und je 10 m² fünf Sträucher, mindestens 80 cm hoch, zu pflanzen. 
Die Eingrünung muss durchgehend erfolgen mit Ausnahme der notwendigen Zu- und Ausfahrten. 
 
Bei Dächern von Büro- und Verwaltungsgebäuden oder Gebäudeteilen, die zu Büro- und 
Verwaltungszwecken genutzt werden, sind Dachflächen bis zu einer Neigung von 20° und von 
über 500 m² Größe fachgerecht zu begrünen. Hier wurde im Rahmen der 3. Änderung gegenüber 
dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 02.089 der Anteil an extensiver Dachbegrünung von 
mindestens 10 % auf mindestens 80 % sowie der Anteil intensiver Dachbegrünung von 
mindestens 5 % auf mindestens 50 % erhöht. 
 
Ausnahmsweise können für die zu begrünenden Dachflächen ebenerdige Ersatzflächen 
zugelassen werden. Diese sind im Verhältnis 1:1 mit heimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
(Sträucher und Einzelgehölze mindestens 1,50 m hoch) in einem Pflanzverband mit Pflanz-
abständen von 1,50 m, mit heimischen, großkronigen Laubbäumen mit einem Stammumfang von 
mindestens 12 cm, gemessen in einem Meter Höhe (je 64 m² ein Baum) sowie mit Stauden und 
Gräsern zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist zusätzlich zu den zuvor genannten vorgeschriebenen 
Pflanzmaßnahmen (Pflanzstreifen) vorzunehmen. 
 
Bei Büro- und Verwaltungsgebäuden oder Gebäudeteilen, die zu Büro- und Verwaltungszwecken 
genutzt werden, sind mindestens 30 % der Wandflächen fensterloser Fassaden mit einer Länge 
von mehr als 20 m mit Kletterpflanzen im artengerechten Abstand zu begrünen. 
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Von Osten nach Südwesten durchfließt die Geithe das Plangebiet, sie ist als Wasserfläche fest-
gesetzt. Jeweils nördlich und südlich von dieser grenzen in einer Breite von jeweils etwa zehn 
Metern öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung - Gewässerrandstreifen - an. Eine nord-
westlich hiervon gelegene Fläche für die Wasserwirtschaft dient der Hochwasserrückhaltung. Das 
auf den Gewerbeflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den privaten Grundstücken 
zurückzuhalten und bei Bedarf dezentral klärtechnisch zu behandeln, bevor es in die Geithe 
eingeleitet wird. Die erforderlichen Genehmigungen und Erlaubnisse sind von den jeweiligen 
Grundstückseigentümern einzuholen. 
 
Die für die jeweiligen Pflanzmaßnahmen zu verwendenden Arten sind der Pflanzliste auf dem 
Bebauungsplan zu entnehmen. 
 
Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs für den Zustand nach Realisierung der Planung der 
3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 gegenüber dem Bestandswert im Plangebiet gemäß 
der Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 02.089 ergibt einen rechnerischen 
Überschuss an Biotopwertpunkten, es werden daher keine Kompensationsmaßnahmen 
erforderlich (siehe Umweltbericht Kapitel 4.3 Kompensationsmaßnahmen). 
 
6.2.2. Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
Zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen werden Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen im Umweltbericht beschrieben. 
 
Für das Schutzgut Tiere umfasst dies 

• die Festlegung eines Zeitraumes für die Flächenbeanspruchung (notwendige Fäll-, Rodungs- 
und Räummaßnahmen nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. Februar), 

• eine Kontrolle vor Flächeninanspruchnahme / Vergrämung (für den Fall, dass die zeitliche 
Flächenbeanspruchung nicht möglich ist), 

• das Abfangen und die Umsiedelung von Kreuzkröten (aus dem Laich- und Landhabitat im 
Plangebiet in geeignete Lebensräume im weiteren Umfeld des Vorhabenbereiches), 

• die Vermeidung der Störung von Teich- und Wasserfledermaus durch Lichtemissionen sowie 

• die Einrichtung einer ökologischen Baubegleitung. 
Für die vier vorhabenbedingt betroffenen planungsrelevanten Vogelarten Bluthänfling, Nachtigall, 
Neuntöter und Flussregenpfeifer sowie für die Kreuzkröte werden im Plangebiet sowie in 
unmittelbarer Nähe funktionserhaltende Maßnahmen erforderlich (CEF-Maßnahmen: continuous 
ecological functionality-measures = Maßnahmen für die dauerhafte ökologische Funktion). 
 
Bezüglich des Schutzgutes Pflanzen sollten die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustellen-
einrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung) auf das Plangebiet und die zukünftig befestigten 
Flächen beschränkt bleiben. Die Beeinträchtigung nicht direkt überbauter Böden in den Rand-
bereichen wird zuverlässig verhindert, indem im Rahmen der Bautätigkeit die begleitenden 
Maßnahmen im Umfeld auf die Vorhabenfläche und die zukünftig befestigten oder überbauten 
Flächen beschränkt werden. Bezüglich des Schutzgutes Wasser sind bei der Durchführung von 
Bauarbeiten verschiedene grundlegende Maßnahmen zu beachten. 
 
Genauere Informationen hierzu sind jeweils dem Umweltbericht zu entnehmen. 
 

6.3. Artenschutz 
Vom Kölner Büro für Faunistik (Köln, November 2019) ist eine artenschutzrechtliche Prüfung 
durchgeführt worden, die zu folgendem Ergebnis kommt: 
 
„Das dieser artenschutzrechtlichen Prüfung zu Grunde liegende Vorhaben umfasst die 
3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - der Stadt Hamm. Im 
Zusammenhang mit der Realisierung dieser Bebauungsplanänderung werden Flächen 
beansprucht, die einen potenziellen Lebensraum geschützter Arten darstellen. Deshalb könnte die 
Flächenbeanspruchung zu Betroffenheiten von Arten führen, die sich hier angesiedelt haben und 
unter die Schutzbestimmungen des § 44 BNatSchG fallen. Daher wird in der vorliegenden arten-
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schutzrechtlichen Betrachtung geprüft, ob und bei welchen Arten artenschutzrechtliche Konflikte 
auftreten können. 
 
Im ersten Schritt werden diejenigen prüfrelevanten Artengruppen ermittelt, die im Wirkungsbereich 
des Vorhabens aufgrund der vorzufindenden Lebensraumsituation vorkommen könnten und für die 
Konflikte bei der Umsetzung des Vorhabens vorstellbar wären. Diese Auswahl von Artengruppen 
beschränkt sich auf die Vögel, Fledermäuse, Amphibien und Reptilien sowie Haselmaus und 
Nachtkerzen-Schwärmer, deren Vorkommen im Jahr 2016 erhoben wurden. Für die prüfrelevanten 
Arten dieser Tiergruppen erfolgt auf Grundlage der festgestellten Vorkommen eine Einschätzung, 
ob vorhabenbedingte Wirkfaktoren zur Auslösung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
führen können. Dabei werden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie funktions-
erhaltende Maßnahmen berücksichtigt. 
 
Die Prüfung kommt zu folgendem Ergebnis: 
 
Die Haselmaus konnte trotz intensiver Nachsuche weder durch das Ausbringen künstlicher Nest-
röhren noch durch Beobachtungen von Fraßspuren oder selbst gebauten Nestern festgestellt 
werden. Ihr Vorkommen im Vorhabenbereich wird deshalb ausgeschlossen. 
 
Auch der Nachtkerzen-Schwärmer konnte im Untersuchungsgebiet nicht festgestellt werden, 
obwohl der Art vor allem im näheren Umfeld der Geithe Eiablage- und Larvalentwicklungspflanzen 
zur Verfügung stehen. Ein Vorkommen der Art ist somit auszuschließen, weshalb sie in der 
Konfliktbetrachtung nicht weiter berücksichtigt wird. 
 
Auch für planungsrelevante Reptilienarten konnte ein Vorkommen im Untersuchungsgebiet nicht 
von vornherein ausgeschlossen werden, weshalb ihr Auftreten überprüft wurde. Die Erfassung von 
Eidechsen und Schlangen ergab jedoch keine Hinweise auf ein Vorkommen. Auch die Reptilien 
sind somit in der artenschutzrechtlichen Prüfung nicht zu berücksichtigen. 
 
Aus der Gruppe der Amphibien konnte eine sehr kleine Laichpopulation der Kreuzkröte festgestellt 
werden, die Kleingewässer im Bereich der Schotterflächen im nordwestlichen Vorhabenbereich zur 
Reproduktion nutzt. Zu ihrem Schutz werden im Rahmen der Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen ein gezieltes Abfangen von Alttieren, Larven und Laich sowie die Umsiedlung in neu 
zu schaffende Lebensräume im Umfeld des Vorhabenbereichs vorgegeben. Die Anlage von 
Lebensräumen mit vegetationsarmen Landhabitaten und als Laichhabitat nutzbaren 
Kleingewässern stellt zugleich eine funktionserhaltende Maßnahme für die Art dar, wodurch ein 
Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG verhindert wird. 
 
Für die im Untersuchungsgebiet auftretenden Fledermausarten werden keine funktionserhaltenden 
Maßnahmen notwendig, da sie keine Quartiere im Vorhabenbereich besitzen, die vorhabenbedingt 
in Anspruch genommen werden. Für drei der insgesamt fünf festgestellten Arten besitzen der 
Vorhabenbereich und sein Umfeld zudem keine essentielle Bedeutung als Teillebensraum. Für 
Teichfledermaus und Wasserfledermaus kann hingegen nicht ausgeschlossen werden, dass der 
südlich des Vorhabenbereichs liegende Teil des Datteln-Hamm-Kanals einen essentiell 
bedeutenden Nahrungsraum und Flugweg darstellt. Sollte es, abhängig von der industriellen 
Nutzung der Vorhabenfläche zu starken Lichtemissionen in das südliche Umfeld des Vorhaben-
bereichs kommen, wäre von einer Meidung dieser Teillebensräume auszugehen. Zudem könnten 
die im Wald südlich des Kanals vermuteten Quartiere der Wasserfledermaus beeinträchtigt 
werden. In diesem Fall können im Rahmen des sich anschließenden Genehmigungsverfahrens, 
zum Schutz dieser beiden lichtempfindlichen Fledermausarten die Art und Ausrichtung von 
Lampen und Strahlern, die zu verwendenden Leuchtmittel, ggf. sogar eine Abschaltung von Licht-
quellen sowie möglicherweise auch die Empfehlung zu optischen Schutzpflanzungen vorgegeben 
werden, um zu verhindern, dass durch Lichtemissionen in das südliche Umfeld ein Meideverhalten 
der Arten ausgelöst wird. Unter Berücksichtigung dieser Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme 
treten für die vorkommenden Fledermausarten keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
ein. 
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Im Wirkraum des Vorhabens konnten Brutvorkommen verschiedener nicht planungsrelevanter 
Brutvogelarten festgestellt werden. Bei diesen Arten handelt es sich vor allem um ubiquitäre Arten 
mit geringen Ansprüchen an ihre Lebensräume. Für sie treten keine Verbotstatbestände des § 44 
Abs. 1 BNatSchG ein, da für von Lebensraumverlusten betroffene einzelne Vorkommen von 
Vogelarten Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung vorhanden sind. Das Verbot eingriffs-
bedingter Tötungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gilt allerdings auch für die nicht planungs-
relevanten Arten, weshalb Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefährdung der Individuen und 
Entwicklungsstadien erforderlich sind. Im Rahmen von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
werden ein Zeitraum für die Inanspruchnahme von Vegetationsbeständen außerhalb der Brutzeit 
oder alternativ durchzuführende Kontrollen auf genutzte Nester von Vogelarten sowie 
Vergrämungsmaßnahmen vorgegeben, so dass auch unmittelbare Gefährdungen von Individuen 
bzw. ihren Reproduktionsstadien ausgeschlossen werden können und eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit der Arten vermieden wird. 
 
Bei den im Vorhabenbereich auftretenden planungsrelevanten Vogelarten handelt es sich 
überwiegend um Arten, die im Umfeld des Vorhabenbereichs Brutplätze vorfinden oder nur als 
Gastvogel bzw. Überflieger festgestellt werden konnten. Nur vier Arten (Bluthänfling, Flussregen-
pfeifer, Nachtigall und Neuntöter) konnten auch innerhalb des Vorhabenbereichs als Brutvögel 
festgestellt werden. Für die Nahrungsgäste und Überflieger können artenschutzrechtlich relevante 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden, da die vorhabenbedingten Flächeninanspruch-
nahmen keine essentiellen Nahrungshabitate betreffen, sondern allenfalls geringe Anteile der 
genutzten Nahrungsräume. Für die Arten, die ausschließlich im Umfeld des Vorhabensbereichs 
brüten könnten, sind artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen auszuschließen, da für sie 
keine unmittelbaren Gefährdungen abzusehen sind und Verluste von Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten aufgrund der geringen Fluchtdistanzen ebenfalls auszuschließen sind. Für Bluthänfling, 
Flussregenpfeifer, Nachtigall und Neuntöter, die auch innerhalb des Vorhabenbereichs auftreten, 
verhindern die zeitliche Beschränkung der Flächeninanspruchnahme oder alternative Kontrollen 
und Vergrämungsmaßnahmen erhebliche Störungen sowie den Verlust von Eiern oder flug-
unfähigen Jungvögeln. 
 
Für diese Vogelarten ist ein Verlust von potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht 
vollständig auszuschließen. Insoweit, sind artspezifische Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen sowie funktionserhaltende Maßnahmen durchzuführen. Art und Umfang dieser 
Maßnahmen orientieren sich an den Vorgaben des Ministeriums zur Wirksamkeit funktions-
erhaltender Maßnahmen sowie an der Anzahl der im Vorhabensbereich festgestellten Lebens-
stätten. Die Maßnahmen können teilweise innerhalb des Vorhabenbereichs z.B. durch die 
Ergänzung vorhandener Gehölze durchgeführt werden. 
 
Für die Arten Nachtigall, Flussregenpfeifer, Neuntöter und Bluthänfling werden zusätzlich auf CEF-
Maßnahmenflächen geeignete Lebensräume als Ausweichhabitate angelegt. 
 
Unter Berücksichtigung der dargestellten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen und der 
funktionserhaltenden Maßnahmen treten auch für die planungsrelevanten Vogelarten keine 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ein. 
 
Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 „Siegenbeck-
straße“ der Stadt Hamm unter Berücksichtigung der beschriebenen Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen sowie der dargestellten funktionserhaltenden Maßnahmen somit als 
zulässig zu betrachten.“ 
 
Die Durchführung der vorgegebenen funktionserhaltenden Maßnahmen (CEF = continuous 
ecological functionality-measures = Maßnahmen für die dauerhafte ökologische Funktion) und die 
Einsetzung einer ökologischen Baubegleitung werden in einem städtebaulichen Vertrag zwischen 
der Grundstückseigentümerin / Vorhabenträgerin und der Stadt Hamm geregelt. 
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6.4. Klimaschutz und Klimafolgenanpassung 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans soll auch den Belangen des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung Rechnung getragen werden. Grundlage der Festsetzungen bleiben die Vorgaben 
des bislang rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 02.089 in der Fassung der 2. (vereinfachten) 
Änderung mit seiner Zielsetzung der Industriegebietsausweisung. Im Rahmen der Konkretisierung 
sollen mit dieser 3. Änderung allerdings gegenüber dem Planungsstand Verbesserungen 
vorgenommen bzw. vorgegeben werden. In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf 
hinzuweisen, dass das Regelungsinstrumentarium der verbindlichen Bauleitplanung auf die 
Steuerung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung beschränkt ist und klimaschützende und 
klimaanpassende Maßnahmen somit im Bebauungsplan nicht in jeder beliebigen Detailschärfe 
vorgenommen werden können. 
 
Die technische Planung der Verlegung des Geithelaufes verfolgt das Ziel, durch neue 
Auenbestandteile die Voraussetzungen für eine möglichst große ökologische Vielfalt zu schaffen, 
indem die Geithe innerhalb ihrer Sekundäraue einen geschwungenen Verlauf mit Kies- und 
Sandflächen, Röhrichten und Blänken erhält. Angrenzend an den Retentionsraum außerhalb der 
Sekundäraue wird ein beidseitiger Ufergehölzstreifen mit lebensraumtypischem Gebüsch 
gefördert. Daneben dient diese Maßnahme als Retentionsraum, mit temporären Überflutungen der 
Sekundäraue nach starken Regenereignissen. Vergleichbar ist dies mit natürlichen 
Gewässersituationen in denen temporär angebundene Gewässeraltarme und Feuchtbereiche nur 
durch steigende Wasserstände bespannt werden. Neben den gewässerökologischen 
Verbesserungen werden also durch das Vorhaben zusätzlich vielfältige Lebensräume z.B. für 
Amphibien und Vögel in der Aue hergestellt. Durch die Schaffung bzw. Aufwertung dieser 
versickerungs- und verdunstungsoffenen Fläche werden zusätzlich die Auswirkungen auf das 
Lokalklima gemindert, was insbesondere vor dem Hintergrund der durch den Klimawandel 
ausgelösten Folgen wie Hitzewellen und Starkregenereignissen von besonderer Bedeutung ist. 
Das auf den Gewerbeflächen anfallende Niederschlagswasser ist auf den privaten Grundstücken 
zurückzuhalten und bei Bedarf dezentral klärtechnisch zu behandeln, bevor es in die Geithe 
eingeleitet wird. Durch die getrennte Entwässerung von Regen- und Schmutzwasser kann das 
Wasser durch Verdunstung und Versickerung im natürlichen Wasserkreislauf gehalten werden; 
insbesondere bei Starkregenereignissen wird so eine zusätzliche Belastung der Kanalisation 
vermieden. 
 
Um zusätzlich zu den Vergrößerungen der ausgewiesenen Grünflächen und trotz bzw. wegen der 
großflächigen Ausweisung eines Industriegebietes einen weniger einschränkenden ökologischen 
und städtebaulichen Effekt erzielen zu können, wurden die Vorgaben zur Dachbegrünung von 
10 % auf 100 % der Dachfläche erhöht. Auf diese Weise soll eine Aufwertung des städtebaulichen 
Ausdrucks bei gleichzeitiger Drosselung des Regenwasserabflusses sowie Verringerung des 
Versiegelungsgrades ermöglicht werden. Über ihren stabilisierenden mikroklimatischen Effekt 
hinaus sollen die Dachbegrünungen zu einem ausbalancierten Feuchtigkeitshaushalt innerhalb 
des Industriegebietes beitragen. Aus diesen Gründen sind zudem Durch- und Begründungs-
maßnahmen vorgegeben worden, die sich in Form von einer Begrünung der Stellplatzanlagen, 
versiegelungsfreien und einer Sukzession oder extensiven Pflege überlassenen ungenutzten 
Betriebsflächen, der Erhaltung und Weiterentwicklung des Gehölzstreifens entlang der Autobahn, 
der Anlage von Pflanzstreifen entlang der Verkehrsflächen und einer Fassadenbegrünung bei 
Büro- und Verwaltungsgebäuden darstellen. 
 
 

7. Immissionsschutz 

Gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauGB soll bei der Aufstellung von Bauleitplänen u.a. den allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse besondere Berücksichtigung 
zukommen. In diesen Zusammenhang ist der Schutz der Bevölkerung vor Immissionen jeglicher 
Art einzuordnen. 
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7.1. Anwendung des Abstandserlasses NRW 
Aufgrund der räumlichen Abstände zu vorhandenem Wohnen können im gesamten Plangebiet in 
den Industriegebieten gemäß § 9 BauNVO vorwiegend solche Betriebe zugelassen werden, die in 
anderen Baugebieten unzulässig sind. Zu berücksichtigen sind jedoch auf der anderen Seite 
sowohl des Datteln-Hamm-Kanals, als auch der Autobahn A2 in südwestlicher Lage zum Plan-
gebiet zum Wohnen genutzte Gebäude. Es handelt sich hierbei um ältere Gebäudebestände im 
Außenbereich, die früher größtenteils zu landwirtschaftlichen Zwecken genutzt wurden (Saal-
kampweg 2, 11, 13). Zwischenzeitlich sind sie zu Wohnzwecken umgenutzt worden. Weitere 
Wohnhäuser westlich der Kranstraße im Bereich der Straßen Im Ostenfelde und Auf den Kämpen 
liegen in größerer Entfernung zum Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 02.089. 
 
Entsprechend dem Planungsgebot, empfindliche Nutzungen durch Einhaltung von Abständen vor 
emittierenden Nutzungen zu schützen, wird eine Einschränkung der genehmigungsfähigen 
Betriebe und Anlagen gemäß § 1 (4) i.V.m. § 1 (9) BauNVO unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Abstandserlasses Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 2007 vorgenommen 
(Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(V-3 - 8804.25.1) vom 06.06.2007). 
 
Der Abstandserlass NRW ist Grundlage vieler Bebauungspläne, in dem bei der Gebiets-
ausweisung durch den Bauleitplaner der Kommune einzelne Betriebsarten oder ganze Abstands-
klassen als zulässig (Positivliste) oder unzulässig (Negativliste) im Bebauungsplan festgesetzt 
werden. Er ist seit seiner Erstauflage 1972 etwa alle acht Jahre den geänderten Rechtsvorschriften 
und dem fortschreitenden Stand der Technik sowohl der Anlagen-, als auch der Emissions-
minderungstechnik angepasst worden, zuletzt im Jahr 2007. 
 
Die Industriegebietsteile sind in Anlehnung an die Abstandsliste des Erlasses in Hinsicht auf die 
Zulässigkeit von Vorhaben nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnisse 
und Eigenschaften gegliedert. Als Grundlage für diese Festsetzungen gilt in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen des Immissionsschutzrechts das Gebot, dass Gefahren erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche von den geplanten 
Industrieflächen auf die Wohnnutzungen planungsrechtlich zu verhindern sind. In Hinsicht auf die 
künftig vorhandenen Emittenten im geplanten Industriegebiet sind folgende Merkmale mit 
immissionsmindernder Wirkung zu den Wohnnutzungen zu benennen: Die überwiegenden Wind-
verhältnisse im Jahresverlauf weisen Windströme in Richtung Nordosten bis Ost auf, sie wirken 
entgegen der zu schützenden Nutzung. Zudem wird die Autobahn A2 in Hochlage von etwa fünf 
Metern Höhe im Bereich des Plangebietes zwischen Wohnnutzung und geplantem Industriegebiet 
geführt. Eine direkte Beziehung zwischen den Nutzungen besteht nicht. Bei der Wohnbebauung 
am Saalkampweg ist auch durch Lage und Breite des Brückenbauwerks über den Datteln-Hamm-
Kanal keine geradlinige Verbindung vorhanden, sodass direkte Einflüsse hier nicht bestehen. 
 
Unter Berücksichtigung der oben beschriebenen Merkmale werden - gemäß der im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 02.089 stattgefundenen Abstimmungen mit dem Staatlichen 
Umweltamt Lippstadt - grundsätzlich bei den durch die textlichen Festsetzungen erfassten 
Betriebs- und Anlagentypen jeweils die Abstände der nächsthöheren Abstandsklasse zugrunde 
gelegt. Zusätzlich werden gemäß Punkt 2.2.2.5 des Abstandserlasses Betriebsarten, die mit einem 
(*) gekennzeichnet sind, der übernächsten Abstandsklasse zugeordnet. Im jeweiligen 
Genehmigungsverfahren können auf der Grundlage von § 31 (1) BauGB ausnahmsweise die der 
nächsthöheren Abstandsklasse zugeordneten Betriebe und Anlagen zugelassen werden, wenn die 
von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass sie die von den allgemein 
zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht überschreiten. 
 
Zwischen dem nächstgelegenen Wohngebäude am Saalkampweg 13 und der südwestlichen 
Begrenzung des Industriegebietes besteht ein Abstand von über 300 m. Zwischen der nord-
westlichen Grenze des Geltungsbereiches und der Wohnbebauung im Bereich der Straßen Auf 
dem Kämpen und Im Ostenfelde besteht ein Mindestabstand von über 700 m. Neben den oben 
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genannten baulichen und natürlichen Merkmalen im dazwischenliegenden Bereich besteht durch 
die vorhandenen Baukörper der in der Kranstraße liegenden Industriegebiete eine zusätzliche 
abschirmende Wirkung. Die im Bebauungsplan festgesetzten Abstandserfordernisse sind deshalb 
weiterhin als ausreichend zu bewerten. 
 
Die vorhandenen Wohngebäude im Außenbereich werden gemäß Nr. 2.2.2 des Abstandserlasses 
mit dem Schutzanspruch eines Mischgebietes beurteilt. Aufgrund dieser punktuell vorhandenen 
Mischgebietsnutzungen wird das Plangebiet entsprechend dem Abstandserlass nach dem 
Störungsgrad der Betriebe gegliedert. Unterschieden werden hier die Abstandsklassen I bis VII. 
Die Abstandsklasse I beinhaltet den höchsten Abstand von 1.500 m (z.B. für Kraftwerke). Die 
Abstandsklasse VII (100 m) umfasst z.B. Tischlereien und Kfz-Werkstätten. Die Abstandsliste ist 
dieser Begründung zum Bebauungsplan als Anhang 2 beigefügt. 
 
In den südwestlichen Industriegebietsteilen GI1 und GI2 sind Betriebe und Anlagen der Abstands-
klassen I bis III (Nr. 1 bis 36) nicht zulässig. Von dieser Regelung sind die in der Abstandsklasse III 
unter der Nummer 27, 28 und 36 aufgeführten (*)-Anlagen und solche mit ähnlichem Emissions-
grad ausgenommen; diese sind allgemein zulässig. Nach § 31 (1) BauGB können ausnahmsweise 
die unter den laufenden Nummern 23 bis 26 sowie 29 bis 35 der Abstandsklasse III der Abstands-
liste aufgeführten Anlagen zugelassen werden, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so 
begrenzt werden, dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden 
Emissionen nicht überschreiten. 
 
In den südöstlichen und nordwestlichen Industriegebietsteilen GI3, GI4 und GI5 sind Betriebe und 
Anlagen der Abstandsklassen I und II (Nr. 1 bis 22) nicht zulässig. Von dieser Regelung sind die in 
der Abstandsklasse II unter den Nummern 6, 8, 10, 11 und 22 aufgeführten (*)-Betriebe und 
Anlagen und solche mit ähnlichem Emissionsgrad ausgenommen; diese sind allgemein zulässig. 
Nach § 31 (1) BauGB können ausnahmsweise die unter den laufenden Nummern 5 bis 7, 9, 10 
und 12 bis 21 der Abstandsklasse II der Abstandsliste aufgeführten Anlagen zugelassen werden, 
wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass sie die von den allgemein 
zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht überschreiten. 
 
In den nordöstlichen Industriegebietsteilen GI6, GI7 und GI8 sind Betriebe und Anlagen der 
Abstandsklasse I (Nr. 1 bis 4) nicht zulässig. Nach § 31 (1) BauGB können ausnahmsweise die 
unter den laufenden Nummern 1 bis 4 der Abstandsklasse I der Abstandsliste aufgeführten 
Anlagen zugelassen werden, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, 
dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht 
überschreiten. 
 

7.2. Störfallbetrachtung 
Um in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union Wohngebiete, öffentlich genutzte Gebäude 
und Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Natur-
schutzes besonders wertvolle bzw. empfindliche Gebiete besser vor den Gefahren schwerer 
Unfälle (Störfälle) zu schützen, sieht die Seveso-III-Richtlinie in Artikel 13 Regelungen zur 
„Überwachung der Ansiedlung“ vor. Die Berücksichtigung angemessener Abstände soll dazu 
beitragen, die von schweren Unfällen in Betriebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf 
benachbarte schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich zu vermeiden. Ziel der Bauleitplanung 
ist es hier also, die Ansiedlung unterschiedlicher Nutzungen so zu steuern, dass diese sich unter-
einander nicht beeinträchtigen. Einerseits sollen die Nutzer sogenannter schutzbedürftiger Gebiete 
vor den Folgen schwerer Unfälle (Störfälle) in Industriebetrieben, die mit großen Mengen 
gefährlicher Stoffe umgehen, geschützt werden. Andererseits sollen die künftigen Entwicklungs-
möglichkeiten bestehender industrieller Nutzung nicht dadurch eingeschränkt werden, dass 
schutzbedürftige Gebiete unnötig nah an derartige industrielle Nutzung, die den Vorschriften der 
Störfallverordnung (12. Bundesimmissionsschutzverordnung) unterliegen, heranrücken und dann 
z.B. eine Erhöhung der Lagermengen gefährlicher Stoffe verhindern. 
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In Nachbarschaft des noch bestehenden Kraftwerks Westfalen soll eine Neuansiedlung von 
Industrie- und Gewerbeflächen stattfinden. Da erst zu einem fortgeschrittenen Zeitpunkt des 
Verfahrens zur Bebauungsplanänderung die Übernahme des Kohlekraftwerkes in die Netzreserve 
bekannt geworden ist, ist bereits vorab ein Gutachten zur Ermittlung angemessener Abstände 
gemäß Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie für eine Erschließung von Gewerbeflächen in 
Nachbarschaft des Kraftwerks Westfalen in Hamm Uentrop erstellt worden (horst weyer und 
partner gmbh, Düren, 15.02.2017) erstellt worden. Mit Hilfe dieses Gutachtens sollte geprüft 
werden, ob das Schutzziel entsprechend Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie für die vorgesehene 
Nutzung der Fläche erreicht werden kann. Das Gutachten sollte im Sinne einer Sachverständigen-
Einzelfallbetrachtung einen angemessenen Abstand zwischen der geplanten Ansiedlung und den 
bestehenden Betriebsbereichen ermitteln. Im Wesentlichen aufgrund der gelagerten Mengen an 
Ammoniak, welches für die Rauchgasreinigung benötigt wird, sind für das Kraftwerk die 
Vorschriften der Störfallverordnung anzuwenden. Da die Betriebsgenehmigung für das 
Steinkohlekraftwerk nicht erloschen ist, ist dieses auch im Rahmen dieser Planungen weiterhin zu 
berücksichtigen. 
 
Im Rahmen des Gutachtens wurden die in den Betriebsbereichen gehandhabten Stoffe nach 
Störfallverordnung, die bedingt durch ihre Menge, ihre Stoffeigenschaften und ihre Verwendung im 
Prozess einen Störfall verursachen könnten, ermittelt, Ausbreitungsrechnungen durchgeführt und 
die ermittelten angemessenen Abstände mit den vorhandenen Abständen zwischen Freisetzungs-
ort und geplantem Bauvorhaben abgeglichen. 
 
Bei dem Kraftwerk Westfalen handelt es sich um ein Steinkohlekraftwerk. Neben dem Brennstoff 
Steinkohle, mit dem die Dampfkessel betrieben werden, sind auch verschiedene Hilfsstoffe 
erforderlich, von denen einige als gefährlich im Sinne der Störfallverordnung zu betrachten sind. 
Die in relevanten Mengen vorhandenen Stoffe, von denen potentiell Störfälle ausgehen können, 
sind Ammoniak, Wasserstoff, Acetylen, Heizöl EL und Sauerstoff. 
 
Die Ausbreitungsberechnungen für angemessene Abstände sind für Einzel-Szenarien erstellt 
worden. Bei den Szenarien „Gaswolkenexplosion Wasserstoff“, „Freistrahlbrand Wasserstoff“ und 
„Tankbrand Heizöl EL“ zeigt sich dabei, dass die von einer ernsten Gefahr (Überschreitung der 
Störfallgrenzwerte) betroffenen Gebiete sich ausschließlich auf dem Betriebsgelände befinden. 
Lediglich beim Szenario „Ammoniakfreisetzung Lagertank“ sind Auswirkungen außerhalb des 
Betriebsgeländes zu erwarten. Die betroffenen Flächen sind jedoch nicht als schutzbedürftige 
Gebiete im Sinne der Bauleitplanung zu betrachten und liegen sämtlich südwestlich des Betriebs-
geländes und außerhalb des nordwestlich des Betriebsgeländes liegenden Planungsgebietes 
dieser Bebauungsplanänderung. 
 
 

8. Altlasten / Kampfmittel / Bergbau 

8.1. Altlasten 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt eine Fläche, die im Altlastenkataster der Stadt 
Hamm verzeichnet ist. Die Fläche AA 1099 umfasst das Flurstück 9 in der Gemarkung 
Schmehausen, Flur 4. Hierbei handelt es sich um ehemalige Anschüttungen von circa 1969 bis 
etwa 1973. Der derzeitige Gefährdungsgrad wird mit „keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ 
eingestuft. 
 

8.2. Kampfmittel 
Die Bezirksregierung Arnsberg - Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe (KBD-WL) - hat 
nach Auswertung von Luftbildern zur Kampfmittelsituation im Geltungsbereich der 3. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 02.089 unter der Fundstellennummer 5/37786 Stellung genommen. Danach 
liegen zurzeit keine Hinweise auf Blindgängerverdachtspunkte im Plangebiet vor. Maßnahmen zur 
Kampfmittelsuche oder -beseitigung sind nach diesem Stand nicht erforderlich. 
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Generell ist bei allen Baugrundeingriffen erhöhte Aufmerksamkeit geboten, da die Existenz von 
Kampfmitteln nie ganz ausgeschlossen werden kann. Falls bei Erdarbeiten verdächtige Gegen-
stände gefunden werden oder eine außergewöhnliche Verfärbung des Erdreichs zu bemerken ist, 
ist sofort telefonisch die Feuerwehr (903-250, 903-0 oder Notruf 112) oder die Polizei (916-0 oder 
Notruf 110) zu verständigen. 
 
Die Stellungnahme beruht auf Luftbildern, die dem KBD-WL bis zum Zeitpunkt der Stellungnahme 
(14.02.2019) zur Verfügung standen und ist nicht abschließend. Für weitere Baumaßnahmen ist 
jeweils eine erneute Anfrage erforderlich. Die Stellungnahme bezieht sich nur auf die zu diesem 
Zeitpunkt bestehende Kampfmittelsituation. 
 

8.3. Bergbau 
Der Bebauungsplan enthält eine nachrichtliche Kennzeichnung in Textform gemäß § 9 (5) BauGB 
in Hinblick auf möglicherweise unterhalb des Geltungsbereiches umhergehenden Bergbau. Die 
bergbaurechtlichen Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen des Behördenbeteiligungs-
verfahrens um Stellungnahme gebeten. 
 
Es ist nach den der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen kein einwirkungs-
relevanter Bergbau innerhalb des Plangebietes dokumentiert. Mit bergbaulichen Nachwirkungen 
auf die Planungsfläche ist danach nicht zu rechnen. 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg wies zudem auf verliehene Bergwerksfeldern und Felder der 
Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken, hier das befristete Recht zur Aufsuchung des Bodenschatzes 
„Kohlenwasserstoffe“ innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen hin. Aufgrund der jeweils 
beschränkten Laufzeit erteilter Bewilligungen und Erlaubnisse (in der Regel fünf Jahre) sind im 
Bedarfsfall aktuelle Informationen bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 - Bergbau und 
Energie in NRW, Goebenstraße 25, 44135 Dortmund einzuholen. 
 
 

9. Denkmalschutz 

In der Umgebung des Plangebietes sind bereits einige denkmalschutzrechtlich relevante 
Fundstellen bekannt. Dabei handelt es sich um steinzeitliche Fundstellen, mittelalterliche bis 
neuzeitliche Siedlungsbefunde, eine bronzezeitliche Lesefundstelle, einen Wall und einen Wölb-
acker. Innerhalb des Plangebietes liegt die Geithe und auch die Lippe verläuft in der Nähe des 
Plangebietes. Bei Gewässern handelt es sich um einen wichtigen Kristallisationspunkt während 
der gesamten Ur- und Frühgeschichte, an denen und in denen immer wieder neue, bisher 
unbekannte Fundstellen auftreten können. Daher und auch aufgrund der Fundsituation in der 
Umgebung, kann nicht ausgeschlossen werden, dass innerhalb des Plangebietes Bodendenkmal-
substanz erhalten ist. 
 
Aufgrund von Analogien zu ähnlichen Planvorhaben (z.B. Hamm-Westhafen) bezüglich der Lage 
und der Fundsituation in der Umgebung der Planungsfläche, ist ein Vorhandensein von Boden-
denkmälern innerhalb des Plangebietes zu vermuten. Somit liegen innerhalb des Plangebietes 
vermutete Bodendenkmäler. Der Begriff der "vermuteten Bodendenkmäler" ist im Rahmen der 
Gesetzesänderung im Sommer 2013 in das Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSchG 
NW) aufgenommen worden. Gemäß § 3 (1) Satz 4 DSchG NW sind diese bei öffentlichen 
Planungen und Maßnahmen (§ 1 (3) Satz 1 DSchG NW) genauso zu behandeln wie eingetragene 
Bodendenkmäler. Aus diesem Grunde sind Bodeneingriffe im Plangebiet entweder durch eine 
archäologische Fachfirma zu begleiten oder es sind im Vorfeld geplanter Bodeneingriffe 
Untersuchungen (Baggersondagen) durch eine archäologische Fachfirma notwendig. Art und 
Umfang der Untersuchungen sind frühzeitig mit der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle 
Olpe abzustimmen. Die Kosten für die archäologischen Maßnahmen gehen aufgrund des in das 
DSchG NW aufgenommenen "Veranlasserprinzips" zu Lasten des Vorhabenträgers. 
 
 



Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße -         23 

 

 

10. Ver- und Entsorgung 

10.1. Versorgung des Plangebietes 
Innerhalb des Plangebietes verlaufen mehrere Versorgungsleitungen bzw. ihnen zugeordnete 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte. 
 
Im nordwestlichen Bereich verläuft die Autobahn A2 querend über das Plangebiet und dann weiter 
unter der Siegenbeckstraße das Nachrichtenkabel Nr. 999/017/003 der Open Grid Europe GmbH, 
Blatt 8 und 9 im Schutzstreifen der Erdgashochdruckleitung L.-Str. 469 im Eigentum der RWE 
Generation SE, Betrieb und Verwaltung erfolgt durch die Westnetz GmbH. Diese Leitung mit 
einem Nenndurchmesser von DN 400 wurde in einem Schutzstreifen von 6,0 m Breite (jeweils 3,0 
m rechts und links der Leitung) verlegt. Der Schutzstreifen ist grundbuchrechtlich gesichert und 
schafft die räumliche Voraussetzung zur Überwachung nach dem DVGW-Arbeitsblatt G 466/I. Die 
Schutzstreifenbreite wurde unter Berücksichtigung des Leitungsdurchmessers festgelegt. Nicht 
zulässig innerhalb des Schutzstreifens sind zum Beispiel die Errichtung von Gebäuden aller Art 
sowie von Mauern parallel über bzw. unmittelbar neben der Ferngasleitung, Oberflächen-
befestigungen in Beton, Dauerstellplätze z.B. für Campingwagen, Verkaufswagen usw., das 
Lagern von schwertransportablem Material, die Einleitung aggressiver Abwässer, sonstige 
Einwirkungen, die den Bestand oder den Betrieb der Leitungen gefährden oder beeinträchtigen 
können. Nur mit besonderer Zustimmung der Open Grid Europe GmbH und nach voran-
gegangener Einweisung vor Ort sind die Freilegung der Leitung, Sprengungen in Leitungsnähe 
(Abbau von Bodenschätzen), Niveauänderung im Schutzstreifen, der Neubau von kreuzenden 
oder parallel führenden Straßen, Wegen, Kanälen, Rohrleitungen, Kabeln, Freileitungen und 
Gleisanlagen sowie die Durchführung sonstiger Baumaßnahmen, sofern eine Leitungs-
beeinflussung nicht ausgeschlossen werden kann, statthaft. Anpflanzungen von Bäumen und 
tiefwurzelnden Sträuchern, insbesondere bei Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der 
Kompensation, sind zum Schutz der Ferngasleitungen grundsätzlich außerhalb des Schutz-
streifens zu planen. Für die Trassenüberwachung aus der Luft und vom Boden muss der Trassen-
verlauf der Leitung sichtfrei und begehbar bleiben. Der Schutzstreifen kann landwirtschaftlich und 
gärtnerisch genutzt werden. Dabei darf Strauchwerk bis zu zwei Metern Höhe in solchen 
Abständen gepflanzt werden, dass auf Dauer Kontrollbegehungen der Leitungstrasse ohne 
Beeinträchtigung möglich sind. Baumstandorte sind so zu wählen, dass zwischen Stammachse 
und Leitungsaußenkante ein Abstand von mindestens 2,50 m eingehalten wird. Bei der Errichtung 
von Windkraftanlagen ist jeweils ein Abstand von mindestens 25 m zwischen Ferngasleitung und 
Rotormastachse einzuhalten. Bei der Ausweisung eines konkreten Bauvorhabens ist eine 
Stellungnahme im Einzelfall erforderlich. Vor Aufnahme von Arbeiten im Bereich oder in der Nähe 
der Schutzstreifen sind in jedem Falle die Open Grid Europe GmbH sowie die Westnetz GmbH zu 
benachrichtigen, damit erforderlichenfalls die Lage der jeweiligen Leitung und der zugehörigen 
Einrichtungen durch sie in der Örtlichkeit markiert und die Arbeiten überwacht werden können. 
 
Im Planbereich befinden sich zwischen dem Datteln-Hamm-Kanal und der Siegenbeckstraße, d.h. 
in den Grundstücken der Gemarkung Schmehausen, Flur 4, Flurstücke 478, 479, 490, 491 und 
493 (Saalkampweg) sowie in den angrenzenden Flurstücken 464 und 351 (BRD Bundesautobahn 
bzw. Wasserstraßenverwaltung) vertraglich gesicherte Versorgungsanlagen (Kabel- und Wasser-
leitung) der Energie- und Wasserversorgung Hamm GmbH. Sofern diese nicht innerhalb von 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen liegen, sind entsprechende Geh-, Fahr- und Leitungsrechte in 
einer Schutzstreifenbreite von drei Metern zugunsten der Stadtwerke Hamm GmbH im 
Bebauungsplan dargestellt. 
 
Der Geltungsbereich liegt außerhalb des Gasversorgungsbereiches der Stadtwerke Hamm. 
 
Nicht mehr in der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 festgesetzt werden die folgenden 
zuvor im Zusammenhang mit der Erschließung des Industriegebietes geplanten Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte: 
 



Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße -         24 

 

 

Da eine Verrohrung und Verlegung der Geithe nicht mehr vorgesehen ist, können die im südlichen 
Geltungsbereich als Ersatz für die durch die Geithe sichergestellte Entwässerung des Kraftwerks-
geländes geplanten Entwässerungskanäle und damit auch die hierfür festzusetzenden Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechte entfallen. 
 
Durch die veränderte Entwässerungskonzeption ist zukünftig auch das von der Planstraße bis zum 
zuvor südöstlich außerhalb des Geltungsbereiches der 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 02.089 geplanten Regenrückhaltebecken und Klärbecken für Entwässerungsleitungen 
vorgesehene Geh-, Fahr- und Leitungsrecht obsolet und wird nicht weiter eingeplant. 
 
Das im Bebauungsplan Nr. 02.089 im südlichen Plangebietsbereich für die Verlegung von unter-
irdischen Stromkabeln als Ersatz für Stromleitungen der Stadtwerke vom Kraftwerksgelände in 
westliche Richtung vorgesehene Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird nicht weiter benötigt. 
 
Des Weiteren sind die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 02.089 für zwei geplante Trafo-
stationen und eine Gasdruckstation an der Siegenbeckstraße festgesetzten Versorgungsflächen 
nicht mehr erforderlich und werden anderweitig (durch eine öffentliche Verkehrsfläche) überplant. 
 
Baugebiete müssen zur Löschwasserversorgung geeignete Rohrleitungsquerschnitte und eine 
ausreichende Anzahl geeigneter Hydranten gemäß Arbeitsblatt W 405 des DVGW aufweisen. 
Hydranten dürfen grundsätzlich nicht in Bereichen von Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen, 
sowie in Parkflächen installiert werden. Die Löschwassermenge ist in jedem Fall von der Art und 
Ausführung der geplanten Gebäude abhängig. Um alle Arten von Nutzungen dort zu ermöglichen, 
sind hier 192 m³/Std. über einen Zeitraum von mindestens zwei Stunden erforderlich. Der erste 
Hydrant darf einen Abstand von 75 Meter von der jeweiligen Grundstücksgrenze nicht über-
schreiten. 
 

10.2. Entwässerung des Plangebietes 
10.2.1. Rechtliche Grundlagen 
Das Verfahren für die Beseitigung des im Plangebiet anfallenden Abwassers wird nach den 
Bestimmungen des § 51a Landeswassergesetz ausgewählt. Unter dem Begriff Abwasser ist 
häusliches oder betriebliches Abwasser (Schmutzwasser) und gesammeltes Niederschlagswasser 
zu verstehen. 
 
Verschmutzungsgrad des Abwassers, Untergrund- und Grundwasserverhältnisse, Nähe zu 
Gewässern, sowie bestehende behördliche Entwässerungsgenehmigungen und 
Wirtschaftlichkeitsansprüche müssen bei der Wahl des Entwässerungsverfahrens berücksichtigt 
werden. Grundsätzlich muss versucht werden, wenig verunreinigtes Niederschlagswasser im 
Gebiet zu versickern oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwasser über eine 
Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten. 
 
10.2.2. Niederschlagswasser 
Das auf der öffentlichen Erschließungsstraße anfallende Niederschlagswasser ist in einer parallel 
zur Planstraße verlaufenden Mulde mit belebter Bodenzone einzuleiten. 
 
Das auf den Gewerbe- und Industrieflächen anfallende Niederschlagswasser muss auf den 
privaten Grundstücken vor Einleitung in die Geithe zurückgehalten und bei Bedarf dezentral klär-
technisch behandelt werden. Die Erfordernisse einer Behandlung des Niederschlagswassers der 
Gewerbeflächen ist, bei feststehen der Struktur der ansiedelnden Betriebe, entsprechend dem 
Ministerialerlass zu den Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung im Trennsystem, 
gesondert festzulegen. Einleitungsmenge und Einleitstelle in die Geithe ist mit der Unteren 
Wasserbehörde der Stadt Hamm abzustimmen. 
 
Gemäß den Vorgaben des abgeschlossenen wasserrechtlichen Verfahrens zur Umgestaltung der 
Geithe sind auf den Betriebsflächen des mit diesem Bebauungsplan ausgewiesenen Industrie-
gebietes Retentionsräume zu erstellen, die auf eine Überlaufhäufigkeit eines zweijährigen Regen-
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ereignisses zu bemessen sind. Durch die mit der Festsetzung des Bebauungsplans vorgegebene 
Dachbegrünung mit ihrer Versickerungs- und Verdunstungsmöglichkeit sowie ihrem verringertem 
Wasserabfluss fällt die rechnerisch erforderliche Regenrückhaltung geringer aus. Gegebenenfalls 
kann - je nach Ausgestaltung und Versiegelung der sonstigen Grundstücksflächen - auf ein 
separates Regenrückhaltebecken auf dem jeweiligen Privatgrundstück sogar vollständig verzichtet 
werden. 
 
Auf das, im derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - ausgewiesene 
zentrale Regenrückhaltebecken im Süd-Osten des Bebauungsplans kann verzichtet werden. 
Dieses liegt allerdings außerhalb des Geltungsbereiches der 3. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 02.089. Diese Fläche wird im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 02.099  
- Schmehauser Feld - überplant werden. 
 
10.2.3. Schmutzwasser 
Derzeitiger Anschlusspunkt zur Entwässerung des Schmutzwassers ist der Anschlussschacht 
23773 in der Siegenbeckstraße. Zur Sicherung der Erschließung des geplanten Gewerbegebietes 
ist der Bau einer Schmutzwasserdruckentwässerung, von Schacht 23773 bis in den neu geplanten 
Wendehammer in der Planstraße, erforderlich. 
 
10.2.4. Weitere Hinweise 
Unverschmutztes Niederschlagswasser (z.B. von Dachflächen) kann auch in Zisternen eingeleitet 
und als Brauchwasser verwendet werden. Durch vorzusehende Überläufe an den Zisternen ist ein 
Abfluss in die Anlagen zur Ableitung des Niederschlagswassers sicherzustellen. 
 
Sofern die geplanten Gebäude im Grundwasser bzw. im Schwankungsbereich des Grundwassers 
errichtet werden, müssen Keller in abgedichteter Form als weiße oder schwarze Wannen 
ausgebildet werden. Nach der Abwassersatzung der Stadt Hamm dürfen Drainleitungen weder 
direkt noch indirekt über die Grundstücksentwässerungsanlagen an die Abwasseranlage 
angeschlossen werden. 
 
Um Inselgrundstücke bei der Entwicklung der Gewerbe- und Industrieflächen zu vermeiden, ist 
darauf zu achten, dass bei der Vermarktung für die jeweiligen Grundstücke, die Schmutzwasser 
und Regenwasservorflut gewährleistet ist. 
 
 
 
 
 

 
 
Hamm, den 05.05.2021 
 
 
gez.      gez. 
Andreas Mentz    Muhle 
Stadtbaurat     Ltd. städt. Baudirektor 
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Anhang 

Anhang 1: Tabellarische Zusammenfassung 
 
Name des Verfahrens 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 02.089 - Siegenbeckstraße - 

Lage des Plangebietes 
- Stadtbezirk Uentrop, Ortsteil Schmehausen 
- südlich der Siegenbeckstraße, östlich der Bundesautobahn A2, nördlich 

des Datteln-Hamm-Kanals, westlich des Kraftwerks Westfalen 

Struktur des Plangebietes 
(Bestand) 

- im nördlichen Teil eine gewerbliche Brache (Lagerfläche) 
- im südlichen Teil Nutzung als Weideland 

Charakteristik der Planung / 
geplante Nutzungs- bzw. 
Bebauungsstruktur 

- Ausweisung eines Industriegebietes 
- statt zuvor geplanter, aber nicht umgesetzter Verrohrung der Geithe 

Sicherung des Bachverlaufes mit Gewässerrandstreifen 
- Verlegung der Planstraße zur Erschließung des Industriegebietes aus 

dem Zentrum an den östlichen Geltungsbereichsrand 

Art des Verfahrens Änderungsverfahren gemäß § 2 (1) BauGB 

Verfahrensverlauf 

Scoping gem. § 4 (1) BauGB 05.05.-05.06.2015 bzw. 16.06.-
17.07.2015 

frühzeitige Öffentlichkeits-
beteiligung gem. § 3 (1) BauGB 

29.11.2018 - 14.12.2018 

landesplanerische Abstimmung  nicht erforderlich 

Behördenbeteiligung gem. § 4 
(2) BauGB 

15.02.2019 - 18.03.2019 

Aufstellungs- und 
Offenlegungsbeschluss 

17.03.2020 (Vorlage-Nr. 2138/20) 

öffentliche Auslegung gem. § 3 
(2) BauGB 

22.04.2020 - 22.05.2020 

ergänzende Änderung vor 
Satzungsbeschluss gem. § 4a 
(3) BauGB 

19.04.2021 - 30.04.2021 

Vorbereitende Bauleitplanung 
(FNP)  

aus FNP abgeleitet gem. § 8 (2) BauGB 

Relevante informelle 
vorbereitende Planungen 

-  

Organisation der 
Erschließung 

- äußere Erschließung über die Siegenbeckstraße 
- innere Erschließung über eine Planstraße mit Wendehammer 
- Weiterführung des Bahngleisverlaufes von Osten nach Norden 

(nachrichtliche Übernahme) 

Planausweisung / Dichte-
werte 

- Art der baulichen Nutzung: Industriegebiet (GI) 
- Grundflächenzahl: 0,8 
- Baumassenzahl: 10,0 

Grünflächen  

- öffentliche Grünflächen entlang der Geithe sowie zur Regenwasser-
bewirtschaftung 

- Flächen zur Entwicklung von Natur und Landschaft zwischen der A2 
und der geplanten Bahnanlage 

- Pflanzgebote entlang der Siegenbeckstraße und der Planstraße 

Verkehr 
- Parken: Stellplatznachweise auf privater Grundstücksfläche 
- ÖPNV: Nächstgelegene Buslinie 33 und Taxibus-Linie T32 auf der 

Kranstraße / Hindu-Tempel; Nähe zum Bahnhof circa 10,5 km Luftlinie 

Entwässerung  
- Niederschlagswasserableitung von den Grundstücken nach dezentraler 

klärtechnischer Behandlung und Zwischenspeicherung in die Geithe 
- Schmutzwasserdruckrohrleitung bis zur Siegenbeckstraße erforderlich 

Kompensationsmaßnahmen / 
Ausgleichsflächen  

- Ausgleichsermittlung ist nicht erforderlich, da die Eingriffe bereits vor 
der planerischen Entscheidung zulässig waren (im Rahmen des 
Bebauungsplans Nr. 02.089) 

- Kompensationsmaßnahmen im Geltungsbereich werden übernommen 

Sonstige Anmerkungen - Fläche mit vermutetem Bodendenkmal 

Gutachten 
Artenschutz vorliegend, Februar 2019 

Störfallbetrachtung vorliegend, 15.02.2017 

Flächenbilanzierung Gesamtfläche (Plangebiet) ca. 177.817 m² 
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Industrie (GI) ca. 137.288 m² (77,2 %) 

Verkehrsflächen  ca. 12.391 m² (7,0 %) 

öffentliche Grünflächen ca. 11.048 m² (6,2 %) 

Fläche zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

ca. 8.344 m² (4,7 %) 

Wasserfläche ca. 2.487 m² (1,4 %) 

Fläche für die Wasserwirtschaft ca. 6.259 m² (3,5 %) 
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Anhang 2: Abstandsliste 2007 
 
aus: 
 
Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der 
Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass) 
 
RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
- V-3 - 8804.25.1 v. 6.6.2007 
 
Herausgeber: Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(MUNLV) des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 
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Anhang 3: Hammer Sortimentsliste der zentren-, nahversorgungsrelevanten und 
zentrenrelevanten Sortimente 
 
aus: 
 
Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept Stadt Hamm, 2. Fortschreibung 2019 
 
BBE Handelsberatung GmbH (Köln, 2019) 
in Zusammenarbeit mit 
der Bezirksregierung Arnsberg, 
der IHK zu Dortmund, 
dem Einzelhandelsverband Westfalen-Münsterlang e.V. sowie 
der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Hamm mbH 
 
Auftraggeber: Stadt Hamm - Stadtplanungsamt 
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